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Abzocker
kennen 
keine
Krise
Die Lohnschere
geht weiter auf +++
Normale Löhne
und Renten
sind immer
weniger wert +++
Essen, Wohnen,
Krankenkasse –
alles wird teurer.
Darum braucht’s
jetzt den vollen
Teuerungsausgleich!
Seiten 2 – 3 und 13

Angriff auf AHV
21 Frauen und Männer 
sagen, warum sie Nein 
stimmen. Seiten 4 – 5

Bau: Gesundheit 
in Gefahr
Trotz Monster-Hitze 
lassen die Meister 
chrampfen. Seite 7

Mega-Erben
sollen blechen
Superreiche schaden 
dem Klima enorm. Das 
soll für sie nicht mehr 
gratis sein. Seite 12

Bussen:
Wie Sie sich
wehren
Ordnungsbussen sind 
ärgerlich. Vor allem, 
wenn sie nicht 
 gerechtfertigt sind. 
Der grosse work-
Rat geber. Seiten 14 – 15

Walker Späh: Diese Frau gönnt Verkäuferinnen keine Ruhe. Seite 6
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Angriff auf AHVAngriff auf AHVAngriff auf AHV

Am 25. September
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Die Zeiten sind nicht für alle hart:
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ACH, DU LIEBER SCHWAN!
Das Nachbarskind hat mir kürzlich offenbart, 
sein Berufswunsch sei Reichwerden. Aber wie? Als 
Mafi aboss oder eine Bank überfallen? Nein, in 
der Schweiz geht’s auch ganz legal: als Pharma-
Chef, Bank-CEO oder Ems-Chemie-Aktionärin. Das 
ist leider nicht neu. Empörend ist aber die Dreis-
tigkeit, mit der sich die Reichen trotz Krise berei-
chern. Im letzten Jahr hat sich die Lohnungleich-
heit in der Schweiz noch vergrössert (Seite 2, 3). 
Oben prassen, unten sogar schassen. So geschehen 
bei Novartis: Im Jahr 2021 hat CEO Vasant Nara-
simhan 11,3 Millionen garniert. Das ist 195 Mal 

mehr als die niedrigs-
ten Einkommen der 
Novartis-Mitarbeiten-
den. Trotzdem will 
der Pharmamulti 
weltweit 8000 Stellen 

abbauen, davon 1400 in der Schweiz. Oder Roche-
Führer Severin Schwan. Seit Jahren steht er bei 
der Unia-Lohnungleichheitsstudie an der 
unrühmlichen Spitze der «Bad Ten». Schwan 
garniert über 15 Millionen Franken pro Jahr. Die 
Roche-Lohnschere beträgt 1 : 307. Oder anders 
ausgedrückt: Die Mitarbeitenden mit den tiefst-
möglichen Löhnen müssten 307 Jahre arbeiten, 
um gleich viel zu verdienen wie der Roche-CEO in 
einem einzigen Jahr. Ach, du lieber Schwan!

DARUM! Nach einem Dürre-Sommer folgt jetzt 
ein heisser Herbst: Die Teuerung frisst den Lohn-
abhängigen ein Loch ins Portemonnaie. Darum: 
Rauf mit den Löhnen! Schliesslich hat der Chef 
des Warenprüfungskonzern SGS, Frankie Ng, 
auch eine Lohnerhöhung von 109 Prozent erhal-
ten. Da scheint die Forderung der Gewerkschaf-
ten geradezu bescheiden: Teuerungsausgleich 
plus einen Anteil am Produktivitätsgewinn der 
letzten Jahre. 
Die rechten Parteien und die Finanzindustrie 
wollen die AHV schwächen, auf dem Buckel der 
Frauen, und uns alle erst noch länger chrampfen 
lassen (Seiten 4, 5). Darum: 2 Mal Nein zum 
AHV-Abbau! Denn die AHV ist eine solide und 
preisgünstige Altersvorsorge. 
Heiss ist und bleibt es für die Bauleute. Auch weil 
der Baumeisterverband sich bislang gegen ein-
heitliche und verbindliche Hitzeregeln sträubt 
(Seite 7). Darum: Mehr Schutz und Hitzeregeln! 
Und eine Festlegung dieser Regelungen im neuen 
Landesmantelvertrag (LMV). Doch die Baumeis-
ter wollen lieber die 50-Stunden-Woche. 
Frische gibt’s wohl erst im Winter. Besonders für 
jene, die sich keine warme Stube mehr leisten 
können. Denn Haushalte mit den tiefsten Ein-
kommen zahlen einen mehr als drei Mal so 
hohen Anteil ihres Einkommens für Energie, 
Mieten und Krankenkassenprämien als die 
reichsten Haushalte. Kühl könnte es auch deshalb 
werden, weil die Schweiz die Energiewende ver-
schlafen hat und nach wie vor öl- und gasabhän-
gig ist. Darum: Ja zu mehr Solarenergie! Und 
wieso nicht auch zur Sandbatterie? (Seite 12) 

GEGENPOL. Ich übernehme das work-Steuer in 
bewegten Zeiten. Die Angriffe auf Löhne, Renten 
und Arbeitszeiten sind nicht neu, erhalten aber 
unter dem Deckmantel der Krise neuen Aufwind. 
Darum braucht es die Gewerkschaften. Darum 
braucht es ein work, das work bleibt: eine linke 
Zeitung, die sich zu einem anwaltschaftlichen 
Journalismus bekennt. Ein Sprachrohr der Büeze-
rinnen und Büezer, ein Gegenpol zu den Reichen 
und Mächtigen. 
Doch nicht alles bleibt beim Alten. Neu bei work 
ist Darija Knežević. Sie ist als Praktikantin in der 
«Blick»-Wirtschaftsredaktion bei der Zeitungs-
lektüre auf work gestossen. Ihr war sofort klar: 
«Dort will ich hin!» Danke, Ringier! Neu ist auch 
der Comic auf Seite 17. Vulpino ist ein schlauer 
Fuchs, der auch Zähne zeigen kann. 
Willkommen, liebe Darija, willkommen, Vulpino! 
Und willkommen, liebe Leserinnen und Leser, im 
neuen alten work. 

Nach dem Dürre-
Sommer folgt der
heisse Herbst.

 workedito
Anne-Sophie Zbinden

Teuerung noch massiver – und Entspannung nicht in Sicht

Was jetzt teurer wird, tut 
im Portemonnaie richtig weh
Die Teuerung ist zurück – 
und sie scheint zu bleiben. 
Das ist gerade für untere 
und mittlere Einkommen 
ein Problem. Hier zwackt 
die Infl ation besonders 
schmerzhaft vom Geld ab, 
das zur Verfügung steht. 
Unterdessen machen
einige Krisenprofi teure
unverschämte Gewinne.

CLEMENS STUDER

Zwar wird nicht alles teurer. Aber vor al-
lem die Preise für Waren und Dienstleis-
tungen steigen, die in Haushalte mit klei-
nen und mittleren Einkommen das Budget 
besonders belasten: Treibstoffe, Strom und 
Lebensmittel. Zusammen mit steigenden 
Mieten und dem absehbaren Prämien-
schock bei den Krankenkassen ist das 
eine toxische Mischung.

Der offi zielle Landesindex der Konsu-
mentenpreise (LIK) stieg im Juli im Ver-
gleich zum Vorjahr um 3,4 Prozent. Die 
sogenannte Kerninfl ation (frische und 
saisonale Produkte, Energie und Treib-
stoffe rausgerechnet) lag bei 2 Prozent. 
Die Inlandgüter wurde 1,8 Prozent teurer 
und die Importgüter 8,4 Prozent. Der LIK 
umfasst 12 Ausgabekategorien der Haus-
halte.

Einen Index der «gefühlten Teuerung» 
erstellt die Konjunkturforschungsstelle der 
ETH Zürich (KOF) zusammen mit dem Ver-
gleichsdienst Comparis. Hier werden die 
Preise für Güter und Dienstleistungen des 
alltäglichen Bedarfs verglichen, also ohne 
langlebige Anschaffungen und Mieten. Im 

Juni lag die 
so gemessene 
Teuerung bei 
1,4 Prozent ge-
genüber dem 
Mai. Der LIK 
weist dagegen 

für diesen Zeitraum lediglich eine Teue-
rung von 0,5 Prozent aus. Das bedeutet kon-
kret: Ein Haushalt mit dem aktuellen Me-
dianeinkommen (die Hälfte verdient mehr, 
die andere weniger) von 79 980 Franken (in 
13 Monatslöhnen) hatte bei alltäglichen Be-
schaffungen real im Juni rund 86 Franken 
weniger als im Mai im Portemonnaie. Im 

Vergleich mit 
dem Vorjahr stieg 
der Index der «gefühl-
ten Teuerung» sogar um 
5,6 Prozent.

ESSEN, HEIZEN, FAHREN
Im Alltag wurde zwar «nicht alles» 
teurer, aber wesentliche Budgetposten 
schon. Zum Beispiel stiegen die Preise für 
Früchte, Gemüse, Kartoffeln und Pilze um 
4,9 Prozent. Auch die Benzin- und Diesel-
preis bleiben unverschämt hoch, obwohl 
sich die Rohölpreise nahezu wieder auf 
der Höhe von vor dem russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine eingependelt haben. 
Und obwohl der wegen des Zinsentscheids 
der Schweizer Nationalbank noch aufge-
blähtere Franken das in Dollar gehandelte 
Öl für die Schweiz günstiger macht. Dafür 
verbuchen die Öl-Konzerne, die auch die 
meisten Tankstellen betreiben, Zusatzge-
winne in Milliardenhöhe. In zahlreichen 
europäi schen Ländern laufen dazu Unter-

suchungen – bei uns ist der Preisüber-
wacher politisch gewollt viel zahnloser 
und darum für die Krisengewinnler 
harmloser. 

UND JETZT DER STROM
Ein weiterer Preisschock droht Ende Mo-

nat beim Strom. Denn bis dann müssen 
die lokalen Stromversorger ihre 

neuen Tarife bekanntgeben. 
Das wird besonders für die 
Kundinnen und Kunden je-

ner Verteiler hart, die kei-
nen oder kaum eigenen 

Strom produzieren. 
Sie mach(t)en ihr 
Geld im wesentli-
chen mit Strom-

handel – und die 
Strompreise auf dem 

freien Markt sind ex-
plodiert. Unter ande-

rem, weil in Frankreich 
derzeit rund die Hälfte 

der AKW wegen Rostschä-
den vom Netz sind und 

Strom aus fossilen Kraftwerken wegen 
der gestiegenen Rohstoffpreise für Gas 

und Kohle massiv teurer ist. 

LIBERALISIERUNG IST TEUER
Ein kleiner, aber wichtiger Trost ist, 

dass der Strommarkt in der 
Schweiz gegen den Willen der 

rechten Parteien und der 
Wirtschaftsverbände für Pri-
vathaushalte und kleinere 
Verbraucher nicht vollstän-

dig liberalisiert ist. Hier kommt 
der Strom von lokalen Anbietern, und die 
werden von der staatlichen Regulationsbe-
hörde Elcom kontrolliert. Anders sieht es 
bei Firmen aus, die mehr als 100 000 Kilo-
wattstunden pro Jahr verbrauchen. 67 Pro-
zent von ihnen stürzten sich ab 2008 in das 
Marktabenteuer. Und bezahlen jetzt teuer 
dafür. Zum Beispiel beim Elektrizitätswerk 
der Stadt Zürich (EWZ). Das Branchenpor-
tal insideparadeplatz.ch machte eine EWZ-
Offerte vom Juli an ein KMU mit einigen 
Hundert Mitarbeitenden publik: Statt wie 
bis anhin rund 61 Franken pro Megawatt-
stunde soll die Firma ab dem 1. Januar 2023 
über 310 Franken bezahlen. Oder «auf dem 
Markt» einen günstigeren Anbieter fi nden. 
Träumen ist schliesslich auch in Zeiten der 
Teuerung nicht verboten. Marktgläubig-
keit auch nicht.

Der nächste Preis-
schock droht
Ende August beim
Strom.

Wegen explodierender 
Preise und Kranken-
kassenprämien braucht
es dringend höhere Löhne, 
höhere Renten und höhere
Prämienverbilligungen.
CLEMENS STUDER

Die Teuerung nimmt weiter zu, 
die Krankenkassenprämien wer-
den steigen – und auch die Mie-
ten. Damit verlieren die Haus-
halte massiv an Kaufkraft. Sie 
haben weniger im Portemon-
naie. Und immer mehr Men-
schen in diesem Land können 
den sprichwörtlichen Gürtel 
nicht noch enger schnallen, weil 
sie ihn bereits verkaufen muss-
ten. Während die Superreichen 
auch in der Krise noch reicher 
wurden und die Top-Verdienen-
den immer noch unverschämter 
zulangen (siehe Seite 3), stag-
nierten die unteren und mitt-
leren Einkommen in den ver-
gangenen Jahren. Die aktuelle 
 Teuerung verschärft die Lage 

dieser Haushalte enorm. Sie ver-
lieren dramatisch an Kaufkraft. 

EXISTENZBEDROHEND. Bereits 
während der Coronakrise erlit-
ten Hunderttausende Lohnab-
hängige einen einschneidenden 
Kaufkraftverlust. 1,5 Millionen 
waren in Kurzarbeit und erhiel-
ten weniger Lohn ausgezahlt. 
 Betroffen davon waren Arbeit-
nehmende, die sowieso schon 

niedrige oder gar prekäre Löhne 
haben. Und jetzt kommen Teue-
rungsraten, wie wir sie seit Jahr-
zehnten nicht mehr gekannt ha-
ben. Diese Situation ist für viele 
Menschen unterdessen existenz-
bedrohend. Die Folgen sind re-
ale Lohn- und Rentenverluste in 
vierstelliger Höhe (siehe auch 

1 x 1 der Wirtschaft auf Seite 13). 
Trotzdem bocken ideologische 
Arbeitgeber-Funktionäre immer 
noch und schwatzen verantwor-
tungslos von «einem ganz nor-
malen Lohnherbst».

HÖHERE RENTEN. Dabei sind die 
Fakten klar: es braucht überall 
den Teuerungsausgleich. Und 
dazu eine Beteiligung der Lohn-
abhängigen an den von ihnen 
 erarbeiteten Produktivitätsge-
winnen. Denn diese haben die 
meisten Firmen in den vergange-
nen Jahren in die Taschen von 
Managern und Aktionärinnen 
gesteckt. Dass «Teuerung plus» 
möglich ist, zeigt exemplarisch 
der Abschluss im Gastrogewerbe. 
Also ausgerechnet in einer Bran-
che, die von der Coronakrise be-
sonders gebeutelt wurde: Hier 
 erreichte die Unia den Teue-
rungsausgleich plus eine Anhe-
bung der Mindestlöhne um bis 
zu 40 Franken pro Monat. Eben-
falls dringend nötig ist die Anhe-

bung der AHV-Renten. Und die 
Ausweitung der Prämienverbilli-
gungen zur Abfederung des ab-
sehbaren Prämienschocks (die 
work-Analyse hier: rebrand.ly/
kaufkraft-retten). «Wenn die Ar-
beitgeber die Löhne nicht erhö-
hen», bringt es SGB-Präsident 
 Pierre-Yves Maillard auf den 
Punkt, «wird es soziale und poli-
tische Unruhen geben.»

Noch bocken verantwortungslose Arbeitgeber-Funktionäre, aber:

Die Löhne müssen rauf, die Renten auch!

Viele Haushalte
verlieren dramatisch
an Kaufkraft.

BALD LUXUS? Die Preise 
für Früchte, Gemüse & Co. 
steigen um 4,9 Prozent.
FOTO: ADOBE STOCK / MONTAGE: WORK

WARNENDE WORTE: SGB-Präsident 
Pierre-Yves Maillard.
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XXXLutz 
schasst
illegal
ZURNDORF (AT). Eine Betriebsver-
sammlung des Möbelriesen 
XXXLutz in Österreich endet mit 
 einem Eclat: Das Ziel, einen Be-
triebsrat zu gründen, scheiterte 
kläglich. Zuerst sagte die Unter-
nehmensleitung die Versamm-
lung nur wenige Stunden vor Be-
ginn ab. Dann schickte sie dem 
Mitarbeiter, der die Versamm-
lung einberufen hatte, die Kündi-
gung. Für die Gewerkschaft Vida 
ist klar: Diese Entlassung ist un-
rechtmässig. Sie will gegen den 
Möbelkonzern klagen. 
XXXLutz ist seit 2018 auch in 
der Schweiz tätig: Er betreibt 
zwei Filialen, beteiligt sich an 
Conforama und hat Interio, Pfi s-
ter und Lipo übernommen.

Gewerkschafter 
unter Hausarrest
PIACENZA (IT). In Italien hat die 
Staatsanwaltschaft sechs Aktivis-
ten der Gewerkschaften SI Cobas 
und USB unter Hausarrest ge-
stellt. Die Anklage lautet unter 
anderem: Widerstand gegen die 
Staatsgewalt sowie Bildung einer 
kirminellen Vereinigung. Grund 
sind die Streiks in den Logistik-

lagern von Piacenza in der Nähe 
Mailands. Bereits seit mehreren 
Jahren sind die Gewerkschaften 
der örtlichen Polizei ein Dorn im 
Auge. Auch die Streikenden sel-
ber leben gefährlich: Im Juni 
2021 überfuhr ein Lastwagen bei 
einer Streikblockade im Piemont 
den Arbeiter Adil Belakhdim (work 
berichtete: rebrand.ly/adil-
sempre).

Stundenlohn: 
1.20 Franken
DHAKA (BGD). Rund 150 000 
 Arbeitende von Teeplantagen sind 
Mitte August in Bangladesh in den 
Streik getreten. Sie fordern höhere 
Löhne. Zurzeit erhalten Arbeiterin-
nen und Arbeiter in der Tee-Ernte 
sowie der Verarbeitung 120 Taka 
pro Tag. Das sind umgerechnet 
rund 1.20 Franken. Die Gewerk-
schaften vor Ort fordern einen 
 Mindestlohn von 300 Taka pro Tag. 
Und sie machen klar:  Solange an 
den Löhnen nicht geschraubt wird, 
werden Teeblätter weder gepfl ückt 
noch verarbeitet.

Mehr Frauen an 
den Firmenspitzen 
ZÜRICH. Der Schillingreport prüft 
jedes Jahr, wie es in den Schwei-
zer Teppichetagen um Gleichstel-
lung steht. Der neuste Bericht 
zeigt: Es besteht weiter Aufhol-
bedarf. In den Geschäftsleitungen 
sitzen nur gerade 19 Prozent 
Frauen. Etwas besser sieht es in 
den Verwaltungsräten aus: Hier 
sind erstmals 30 Prozent der 
Mandate in Frauenhand. Das ge-
schah aber nicht ganz freiwillig: 
Das revidierte Aktiengesetz ver-
langt von den Schweizer Konzer-
nen, bis 2024 ganze 30 Prozent 
der Verwaltungsratsposten sowie 
20 Prozent der Geschäftsleitun-
gen mit Frauen zu besetzen.

UNTER DRUCK: Gewerkschafter 
wehren sich gegen die zunehmende 
Repression. FOTO: ZVG

Unia-Studie: Roche-CEO Schwan ist erneut Ober-Abzocker 

Geldregen für Chefs, 
Brösmeli für Büezer 
Der Raubzug von  Management
und Aktionariat auf 
die Konzerngewinne geht 
 munter weiter. Im Schnitt 
beträgt die Lohnschere 
1 : 141. Das zeigen neueste 
 Berechnungen der 
Unia. 
RALPH HUG

Vor zwei Jahren lag in den 
grossen Schweizer Kon-
zernen der höchste Lohn 
136 Mal höher als der 
tiefste im Betrieb. Jetzt 
ist diese riesige Un-
gleichheit noch ange-
wachsen. Sie beträgt nun 
1 zu 141. Mit anderen Wor-
ten: Ein CEO sackt 141 Mal 
mehr ein als die am schlech-
testen bezahlten Mitarbei-
tenden im Betrieb. Dies enthüllt die 
neue Lohnschere-Studie der Unia. Sie nimmt das 
aktuelle Verhältnis der höchsten und tiefsten 
Löhne in rund vierzig Schweizer Konzernen unter 
die Lupe.*

Von Mässigung in der Teppichetage kann 
keine Rede sein. Im Gegenteil. Gerade bei Banken 
und Pharmafi rmen wird weiter abgezockt, als 
hätte es nie eine Pandemie gegeben. Auf Platz eins 
der Ober-Abzocker rangiert weiterhin Roche-Chef 
Severin Schwan. Er kassiert ein Gehalt von über 15 
Millionen Franken. Pro Jahr. Das ist 307 Mal so viel 
wie die Mitarbeitenden mit den tiefsten Löhnen 
im Basler Pharmariesen. Schlechter geht nicht. 

IT-BRANCHE ZOCKT TÜCHTIG MIT
Die zweitgrösste Lohnschere weist die UBS auf. 
Dort kassiert Ermotti-Nachfolger Ralph Hamers 
221 Mal mehr als die untersten Mitarbeitenden. 
Ähnlich ungerecht geht’s bei Novartis oder Nestlé 

zu und her (Quote 195 
bzw. 201). Was aber 
nichts Neues ist. Neu hin-
gegen sind zwei Kon-
zerne in der Liga der 
zehn Grossunternehmen 
mit der unsozialsten 
Lohnstruktur. Nämlich 
die beiden Softwarefi r-
men Logi tech und Teme-
nos. Sie fallen mit gros-

sen Lohnkluft-Quoten von 204 bzw. 189 auf. Das 
zeigt, wie auch im aufstrebenden IT-Bereich im-
mer mehr Topmanager Gefallen an massloser Be-
reicherung fi nden. Sie streben an die Spitze der 
obersten Abzocker. So hat es Logitech-Chef Bracken 
Darrell geschafft, in die exklusive Gilde jener CEO 
aufzusteigen, die über zehn Millionen Franken pro 
Jahr einheimsen. Auch geschafft hat es der CEO 
der US-schweizerischen Augenlinsen-Firma Alcon, 
David J. Endicott. Dank einer Lohnerhöhung von 
31 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der Mann mit 
dem grössten Lohnsprung in der Teppichetage 
heisst jedoch Frankie Ng. Der 55jährige Manager 
mit Wurzeln aus China ist der Chef des Genfer 

Wa renprüfkonzerns SGS. Er verdiente 
2020 noch 3,3 Millionen Franken, 
jetzt sind es 6,9 Millionen – 
mehr als doppelt so viel in 
kürzester Zeit. 

Wo oben derart ab-
kassiert wird, fallen un-
ten meist nur noch Krümel an. In 50 
Prozent der Unternehmen, welche die 
Unia-Studie untersucht, liegen die tiefsten 
Löhne sogar unter 4000 Franken im Monat. 
Das sind Tiefl öhne. So also sieht das Panorama 
in unseren Konzernen aus: oben prassen, unten 
knausern. Oder schassen: Nicht wenige Konzerne 
wie etwa Novartis oder Lindt & Sprüngli kündig-
ten gleichzeitig grosse Gewinne und Hunderte von 
Entlassungen an. Soziale Verantwortung wird 
kleingeschrieben, es geht um Gewinn, Glanz und 
Profi t. 

82 MILLIARDEN FÜR AKTIONÄRE
Aber nicht nur Topmanager langen unverfroren zu. 
Auch die Aktionärinnen und Aktionäre tun es. 
Über 82 Milliarden Franken fl ossen letztes Jahr als 
Dividenden in ihre Taschen. Allen voran beim 
Pharmamulti Roche, der allein 8,1 Milliarden Fran-
ken an Dividenden ausschüttete. Roche kaufte zu-
dem noch für über 20 Milliarden Franken Aktien 
zurück und stampfte sie ein. Dies treibt den Wert 
der verbleibenden Aktien in die Höhe, wovon dann 
wieder die Spitzenmanager profi tieren. Denn ihr 
Gehalt ist an den Aktienkurs gekoppelt. Roche 

zahlt inzwischen fast doppelt so viel Geld 
ans  Aktionariat aus wie an die eige-

nen Ange stellten. Geld, das dann für 
Innovationen fehlt. 

Die Ungleichheit also wächst 
und wächst. Die Minder-Initia-
tive gegen Abzockerei, die 2013 
an der Urne spektakulär siegte, 
erweist sich weiterhin als 
stumpfes Schwert. So wie es der 
Gewerkschaftsbund vorausge-
sagt hatte. Was tun? Unia-Ökono-

min und Studienverfasserin Noé-
mie Zurlinden sagt: «Um die Un-

gleichheit zu verringern, braucht es 
endlich wieder sub stantielle Lohner-

höhungen.» Es bestehe grosser Nach-
holbedarf, da die tiefen Löhne im Ge-

gensatz zu den obersten in den letzten 
Jahren stagnierten. Viele Arbeitnehmende 

erlitten Kaufkraftverluste und haben weniger 
im Portemonnaie als früher. Gerade jetzt ver-

schärft sich die Lage noch. Denn die Teuerung 
zieht an, und die Krankenkassenprämien steigen 
ungebremst weiter. Zurlinden mahnt: «Die Unter-
nehmen stehen in der Pfl icht, ihrer gesamtgesell-
schaftlichen Verantwortung nachzukommen – 
und nicht bloss ihrer Verantwortung gegenüber 
dem Aktionariat.» 

* Noémie Zurlinden: Lohnschere-Studie 2022, Gewerkschaft 
Unia. Download: rebrand.ly/lohnschere-studie.

Roche zahlt
inzwischen fast
doppelt so viel
Geld ans Aktio-
nariat aus wie
an die eigenen
Mitarbeitenden. DAS SIND DIE 10 UNSOZIALSTEN FIRMEN! Ein Lesebeispiel: Das Gehalt von Roche-CEO Severin Schwan 

(15 Millionen Franken) ist 307 Mal höher als der tiefste Lohn bei Roche in der Schweiz 
(im Bild der Roche-Turm in Basel). FOTO: KEYSTONE / QUELLE: UNIA / GRAFIK: WORK
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endlich wieder sub stantielle Lohner-

höhungen.» Es bestehe grosser Nach-
holbedarf, da die tiefen Löhne im Ge-

gensatz zu den obersten in den letzten 
Jahren stagnierten. Viele Arbeitnehmende 

erlitten Kaufkraftverluste und haben weniger 
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(im Bild der Roche-Turm in Basel). FOTO: KEYSTONE / QUELLE: UNIA / GRAFIK: WORK

zahlt inzwischen fast doppelt so viel Geld 
ans  Aktionariat aus wie an die eige-

nen Ange stellten. Geld, das dann für 
Innovationen fehlt. 

Die Ungleichheit also wächst 
und wächst. Die Minder-Initia-
tive gegen Abzockerei, die 2013 
an der Urne spektakulär siegte, 
erweist sich weiterhin als 
stumpfes Schwert. So wie es der 
Gewerkschaftsbund vorausge-
sagt hatte. Was tun? Unia-Ökono-

min und Studienverfasserin Noé-
mie Zurlinden sagt: «Um die Un-

gleichheit zu verringern, braucht es 

2020 noch 3,3 Millionen Franken, 
jetzt sind es 6,9 Millionen – 
mehr als doppelt so viel in 

Wo oben derart ab-
kassiert wird, fallen un-
ten meist nur noch Krümel an. In 50 
Prozent der Unternehmen, welche die 
Unia-Studie untersucht, liegen die tiefsten 
Löhne sogar unter 4000 Franken im Monat. 
Das sind Tiefl öhne. So also sieht das Panorama 
in unseren Konzernen aus: oben prassen, unten 
knausern. Oder schassen: Nicht wenige Konzerne 
wie etwa Novartis oder Lindt & Sprüngli kündig-
ten gleichzeitig grosse Gewinne und Hunderte von 
Entlassungen an. Soziale Verantwortung wird 
kleingeschrieben, es geht um Gewinn, Glanz und 

im Portemonnaie als früher. Gerade jetzt ver-

Wa renprüfkonzerns SGS. Er verdiente 
2020 noch 3,3 Millionen Franken, 
jetzt sind es 6,9 Millionen – 
mehr als doppelt so viel in 

ten meist nur noch Krümel an. In 50 
Prozent der Unternehmen, welche die 
Unia-Studie untersucht, liegen die tiefsten 
Löhne sogar unter 4000 Franken im Monat. 
Das sind Tiefl öhne. So also sieht das Panorama 
in unseren Konzernen aus: oben prassen, unten 
knausern. Oder schassen: Nicht wenige Konzerne 
wie etwa Novartis oder Lindt & Sprüngli kündig-
ten gleichzeitig grosse Gewinne und Hunderte von 
Entlassungen an. Soziale Verantwortung wird 
kleingeschrieben, es geht um Gewinn, Glanz und 

zahlt inzwischen fast doppelt so viel Geld 
ans  Aktionariat aus wie an die eige-

nen Ange stellten. Geld, das dann für 
Innovationen fehlt. 

und wächst. Die Minder-Initia-
tive gegen Abzockerei, die 2013 
an der Urne spektakulär siegte, 
erweist sich weiterhin als 
stumpfes Schwert. So wie es der 
Gewerkschaftsbund vorausge-
sagt hatte. Was tun? Unia-Ökono-

min und Studienverfasserin Noé-
mie Zurlinden sagt: «Um die Un-

gleichheit zu verringern, braucht es 
endlich wieder sub stantielle Lohner-

höhungen.» Es bestehe grosser Nach-
holbedarf, da die tiefen Löhne im Ge-

gensatz zu den obersten in den letzten 
Jahren stagnierten. Viele Arbeitnehmende 

erlitten Kaufkraftverluste und haben weniger 
im Portemonnaie als früher. Gerade jetzt ver-
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Lohnschere in Schweizer Konzernen

Geldregen für Chefs, 
für Büezer 

nehmensleitung die Versamm-
lung nur wenige Stunden vor Be-
ginn ab. Dann schickte sie dem 
Mitarbeiter, der die Versamm-
lung einberufen hatte, die Kündi-
gung. Für die Gewerkschaft Vida 

für Büezer 

1 : 141. Das zeigen neueste 
 Berechnungen der 

1 zu 141. Mit anderen Wor-
ten: Ein CEO sackt 141 Mal 
mehr ein als die am schlech-
testen bezahlten Mitarbei-
tenden im Betrieb. Dies enthüllt die 

1 : 141. Das zeigen neueste 
 Berechnungen der 

Vor zwei Jahren lag in den 
grossen Schweizer Kon-
zernen der höchste Lohn 
136 Mal höher als der 
tiefste im Betrieb. Jetzt 
ist diese riesige Un-
gleichheit noch ange-

1 zu 141. Mit anderen Wor-

neue Lohnschere-Studie der Unia. Sie nimmt das 
aktuelle Verhältnis der höchsten und tiefsten 
Löhne in rund vierzig Schweizer Konzernen unter 

1 : 141. Das zeigen neueste 
 Berechnungen der 

1 zu 141. Mit anderen Wor-

tenden im Betrieb. Dies enthüllt die 

Ems Chemie: Goldesel der 
Familie Blocher

In der Liste der CEO-Abzocker 
sucht man Blocher-Tochter und 
Ems-Chemie-Chefi n Magdalena 
Martullo vergebens. Ihr Trick: 
Sie lässt sich einen vergleichs-
weise tiefen CEO-Lohn von 
rund 1,2 Millionen Franken 
auszahlen, kassiert dann aber 
umso mehr, weil sie zusammen 

mit ihren beiden Schwestern Hauptaktionärin ist. 
Just in diesen Tagen zahlt die Ems-Chemie eine 
um 25 Prozent höhere Dividende aus. Das spült 
der Blocher-Familie wiederum mehrere Hundert 
Millionen Franken in die Kasse. In nur einem 
Jahr! (rh)

FOTO: KEYSTONE
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Am 25. September geht’s um viel: Die grosse Abstimmung über den    neusten Rentenklau an den Frauen

«Darum sagen wir 2 x Nein   zum AHV-Abbau!»
Ein Nein zum AHV-Abbau auf 
dem Buckel der Frauen stoppt 
auch die bereits geplante 
Rentenalter-Erhöhung für alle 
auf 67 Jahre. Darum sagen 
auch vernünftige Männer klar 
Nein zum Rentenklau an den 
Frauen.
CLEMENS STUDER

Mehr bezahlen für weniger Ware. Was wir im tagtäg-
lichen Leben sofort als Verlust und Abbau erkennen, 
wollen uns die rechten Parteien und die Finanzindus-
trie bei der Altersvorsorge immer wieder als «vernünf-
tig» und «dringend notwendig» schmackhaft ma-
chen. Sie wollen insbesondere die AHV schwächen. 
Die im soliden und preisgünstigen Umlageverfahren 
fi nanzierte AHV ist ihnen ein Dorn im Auge, seit sie 
diese nicht mehr verhindern konnten. 

REINE ABBAUVORLAGE
Über den nächsten rechten Angriff auf die AHV ent-
scheiden wir am 25. September: «AHV 21». Es ist eine 
reine Abbauvorlage – diesmal ausschliesslich auf 
dem Buckel der Frauen. Allein in den kommenden 
10 Jahren sollen die Frauenrenten um 7 Milliarden 
gekürzt werden. Denn die Erhöhung des Rentenalters 
ist nichts anderes als eine Rentenkürzung. Gemessen 
am Medianeinkommen (die Hälfte verdient mehr, die 

Hälfte weniger), macht das pro Frau 26 000 Franken 
aus. Oder anders gesagt: die Erhöhung des Rentenal-
ters um ein Jahr entspricht einer lebenslangen Ren-
tensenkung um 5,6 Prozent. Dabei sind die Renten 
der Frauen bereits heute um einen Drittel kleiner als 
jene der Männer. Der grösste Teil der Rentenlücke ent-
steht bei den Pensionskassen. Dort sind Frauenrenten 
63 Prozent tiefer als Männerrenten. In der AHV ist die 
Rentenlücke kleiner, auch weil ein Teil der unbezahl-
ten Betreuungsarbeiten, die Frauen in enorm grösse-
rem Mass leisten als Männer, zur Rentenbildung bei-
trägt. Darum ist die AHV gerade für Frauen zentral 
zur Alterssicherung. Von den heute erwerbstätigen 
Frauen sind 23 Prozent ausschliesslich in der AHV 
fürs Alter versichert. Die ganze Ungleichheit im Über-
blick: rebrand.ly/renten-lücke.

RENTENALTER 67 FÜR ALLE
Unterdessen sind erste Umfragen zur Abstimmung 
erschienen. Bei Tamedia und «20 Minuten» stimmten 
insgesamt 53 Prozent der Erhöhung des Frauenren-
tenalters zu oder eher zu. 44 Prozent lehnten sie ab, 
und 3 Prozent sind noch unentschieden. Auffällig: 
Während nur gerade 36 Prozent der Frauen zustim-
men wollen, lag der Ja-Anteil bei den Männern bei 
71 Prozent. Über die Gründe lässt sich nur spekulie-
ren. Klar ist aber: Wer als Mann denkt, er würde von 
einer Verschlechterung der AHV für Frauen profi tie-
ren, schneidet sich ins eigene Fleisch. Denn bei einem 
Ja kommt schon 2026 der nächste Abbauschritt, so 
hat es das Parlament bereits beschlossen. Wird 
AHV 21 angenommen, ist Rentenalter 67 program-
miert. Und zwar für alle! Darum engagieren sich 
auch vernünftige Männer für 2 Mal Nein, also Nein 
zum höheren Rentenalter und Nein zur höheren 
Mehrwertsteuer am 25. September.

AHV-Wissen stärken:
Hochkarätige Web inare
Movendo, das Bildungswerk der Gewerkschaften, 
bietet ab dem 29. August gratis Onlineseminare 
zur AHV-21-Vorlage an. Unter anderem dabei:
Daniel Lampart (SGB): «Die fi nanzielle Zukunft 
der AHV»
Urban Hodel (SGB): «Die Goldgrube: Abzocke mit 
unseren Renten vs. starke AHV»
Gabriela Medici (SGB): «Rentenkürzung für die 
Frauen»
Paul Rechsteiner (Ständerat): «Geschichte und 
Hintergrund der AHV»
Die Webinare sind für alle zugänglich und gratis. 
Die genauen Daten und alle weiteren Infos gibt’s 
hier: movendo-digital.ch/ahv-avs21. (cs)

Bruno Eichin, 
Rentner

Sparen ja, aber 
nicht auf Kosten 
der Frauen!»

Katharina Kiwic, 
 Account  Manager

Es ist eine Frech-
heit, mit AHV 21 
die zukünftigen 

Probleme ‹lösen› zu wol-
len, wenn dabei die exis-
tierenden Ungerechtigkei-
ten verschärft werden.»

Sarah Zaugg, 
 Musikerin

Einmal 
mehr 
 sparen 

auf  Kosten der 
Frauen? Nein!»

Iren Calvò-Trüb,
pensioniert

Ein klares Nein 
zur Abbauvor-
lage. Die AHV 

müsste eher erhöht
werden bei den aktuell 
steigenden Preisen.»

Daniel Nyfeler, 
Kunden berater 
Postnetz AG

Solange Lohn-
ungleichheit 
besteht und 

Frauen meist im Tief-
lohnsektor arbeiten, ist 
eine Verschlechterung 
inakzeptabel.»

Rahel Steffen, 
 Physiotherapeutin

Ich bin absolut
dagegen, noch stärker 
benachteiligt zu

werden. Ich wünsche mir, 
dass wir gehört und bessere 
Lösungen gefunden
werden!»

Luka Takoa,  
Philosoph

Gleichstellung 
braucht gleiche 
Rente, nicht glei-

ches Alter. Solange 
Frauen mit einem
Drittel weniger Rente 
leben müssen, darf es 
keine Sanierungen auf 
ihre Kosten geben.»

Jeannette Patrik, 
ehren amtliche 
Tätigkeiten

Die Frauen leis-
ten viel unbe-
zahlte Arbeit 

und sind deshalb 
schon mit kleineren 
Renten bestraft.»

Clotilde Pinto, 
Verkäuferin

Ich bin hässig, 
wie Tausende 
Frauen in der 

ganzen Schweiz! Nein 
zur AHV-21-Vorlage!»

Willi Helmle, 
pensioniert

Ganz klar: 
kein schlech-
ter Abbau von 

Sozialleisungen und 
erst recht nicht auf 
dem Buckel der 
Frauen.»

Silvana De Giorgi, 
kaufmännische 
Assistentin

Ein unbedingtes 
NEIN zur 
 UNGERECHTEN 

AHV 21!»

Regula Keller, 
pensionierte Lehrerin

AHV stopfen, nicht 
rupfen: darum Nein 
zu AHV 21.»

Simone 
Meier, 
Sekundar-
lehrerin

Für die 
grosse 
Mehr-

heit der 
Arbeitneh-
menden ist 

eine starke AHV essentiell. Darum 
sage ich Nein zum Renten-Abbau.»

Sandra Jeker,
Post-Mit arbeiterin

Es kann nicht 
sein, dass auf dem 
Buckel der Frauen 

wieder alles ausgetragen 
wird. Ab 50 ist man ja 
schon zu alt für den 
Arbeitsmarkt.»

Simon Meyer, 
 Jurist, 
Geschäfts-
führer

Wollen wir 
die AHV fair 
fi nanzieren, 

gibt es andere Mit-
tel, als das Renten-
alter der Frauen zu erhöhen.»

Daphna Paz, 
Geschäftsleite-
rin Bildungs-
zentrum ARC

Frauen erhal-
ten bereits 
einen Drittel 

weniger Rente. Nun 
soll auf ihrem 
Rücken die AHV saniert werden.
Nein zu AHV 21!»

Eveline Nu, 
Aktivierungs-
fachfrau HF

Wir 
Frauen 
müssen 

für unsere 
Rechte einstehen. 
Dazu gehört 
auch das Recht 

auf eine würdige AHV-Rente.»

Yves Henz, in 
Ausbildung

Diese Reform 
ist ein weiterer 
Angriff der 

Rechten auf die wohl-
verdiente Rente der 
Arbeiterschaft. Hände 
weg!»

Fabienne Binggeli, 
Malerin

Hätten wir sonst 
überall Gleich-
stellung, könnten 

wir von mir aus übers 
 Rentenalter diskutieren. 
Doch Frauen verdienen 
immer noch weniger und 
schultern den Grossteil 
der unbezahlten Arbeit. 
Im Alter stehen wir dann 
mit leeren Händen da.»

Urs Hänni,  Mitarbeiter
Diese AHV-Vorlage ist 
klar diskriminierend 
gegenüber Frauen. Sie 

löst Probleme in keiner 
Weise. Und sie basiert auf 
Unwahrheiten.»

Jan Weber,
Sicherungs-
anlagetechniker
SBB

Die Er-
höhung des 
Rentenalters 

wird mehr Perso-
nen in die Sozial-
hilfe treiben.»

«HÄNDE WEG VON UNSEREN RENTEN»
Mehr als 1300 Menschen haben schon ihr ganz persön-
liches Statement gegen den AHV-Abbau abgegeben. work 
zeigt 21 davon (rechts). Jetzt mitmachen und eigene 
Nein-Botschaft hochladen: ahv-abbau-nein.ch

Warum eigentlich 2 x Nein?
Die AHV-21-Vorlage kommt in zwei Teilen zur Abstimmung: Beim 
ersten geht es um die Erhöhung des Frauenrentenalters, beim zwei-
ten um die Erhöhung der Mehrwertsteuer zugunsten der AHV. 

VERKNÜPFT. Mehr Geld für die AHV tönt auf den ersten Blick gut. 
 Allerdings ist eine höhere Mehrwertsteuer ein Unding, wenn gleichzei-
tig die Renten verschlechtert werden. Ausserdem liegt sie in Zeiten 
starker Teuerung und einem Prämienschock bei den Krankenkassen 
völlig schräg in der Landschaft. Beide Vorlagen sind miteinander ver-
knüpft; wird eine der beiden abgelehnt, scheitert die ganze Reform. 
Es steht also nicht zur Wahl, das höhere Frauenrentenalter abzuleh-
nen und die Mehrwertsteuer zu erhöhen. Darum gleich 2 x Nein.

19. August 2022 work

Warum eigentlich 2 x Nein?

19. August 2022

Warum eigentlich 2 x Nein?Warum eigentlich 2 x Nein?

Am 25. September

2 x NEIN2 x NEIN
AHV-AHV-

ABBAUABBAU
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Die Briefträgerin &
der Monitor
Seit neustem hängt im Sortier-
raum ein riesengrosser Monitor 
und ersetzt die bisherigen wenig 
beachteten Anschlagbretter.

Allerhand Vergleichszahlen 
leuchten da auf, unermüdlich 
werden die Teams und die Zustell-
stellen quantitativ verglichen. Die 

Briefträgerin fi ndet’s langweilig – 
was sagt es denn letztlich aus? 

KENNZAHLEN. Wer schneller war, 
wer weniger Fehler machte – na 
ja. Welches Team wie viele Absen-
zen verzeichnet und so weiter 
und so fort. Betriebs- und Nicht-
betriebsunfälle, aktuell und im 

Vergleich zum Vorjahr. Mit Hin-
weis auf die entstandenen Kos-
ten. Statistik ohne Ende. «Team-
kennzahlen» heisst solches – was 
für ein Wort! Ein Team kenn-
zeichnen – oder erkennen – auf-
grund der Zahlen, die es liefert?

Es gibt weitere Rubriken auf 
dem neuen elektronischen An-
schlagbrett. Die Ein- und Aus-
tritte zum Beispiel, die Gratula-
tionen für die bestandenen Lehr-
abschlussprüfungen und die 
Begrüssung der neuen Lernen-
den, der Abschiedsgruss des 
Chefs, ein Organigramm und 
eine Karte der «Flächenorgani-
sation». Vorübergehend gültig, 
denn die nächste Reorganisation 
steht vor der Tür. Kampagnen wie 
«Postactivity» – die Briefträgerin 
erinnert sich momentan nicht, 
was damit gemeint ist. Hinweise 
zu aktuellen Arbeitssicherheits-
themen wie, dass die Füsse aufs 
Trittbrett gehören. Eine Einla-
dung, via QR-Code ein Gratis-Post-
kartenset zu bestellen. Und nicht 
zu vergessen die Parole: Briefzu-
stellregion «BZR Bern, Post für die 
Hauptstadt». Griffi g.

SURREAL. Ist die Anschaffung des 
neuen Monitors überhaupt der 
Schreibe wert? Nicht unbedingt. 
Es ist ein Schritt im allgemeinen 
Digitalisierungsprozess und bei 
manch andern Firmen wohl 
längstens Realität. Weshalb er-
zählt die Briefträgerin denn da-
von? Vielleicht, um ein Stim-
mungsbild zu liefern aus der 
Halle, in der die vielen Sortier-
gestelle stehen und am frühen 
Morgen und ab dem Mittag em-
sige Hände am Werk sind. Wäh-
rend auf dem Bildschirm sich 
wiederholend die News vorüber-
gleiten. Und in der Zeit, wo die 
Hände draussen beschäftigt sind, 
ausser die paar vom Innendienst? 
Ein fast surreales Bild: Botschaf-
ten ins Leere, sozusagen.

Katrin Bärtschi ist Briefträgerin
in Bern und Gewerkschafterin.

Bärtschi-Post

Die Parole: «BZR
Bern, Post für die
Hauptstadt». Griffi g.
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Mit faulen Tricks, dreisten Behauptungen und Behördenhilfe:

So attackiert die Migros
den arbeitsfreien Sonntag
Von Zürich her will 
die Migros das Verbot 
von Sonntagsarbeit
aushöhlen. Freundliche 
Unterstützung gibt’s
dafür aus den höchsten 
Amtsstuben.
JONAS KOMPOSCH 

Früher war Peter Aeschlimann Re-
daktor beim «Migros-Magazin». Dann 
wechselte er zum «Sonntagsblick». 
Doch mehr denn je tönt der Ringier-
Mann wie ein zorniger Migros-Mana-
ger: «Schafft endlich die Ladenöff-
nungszeiten ab!» forderte er jüngst. 
Und sogar dem freien Sonntag will 
Aeschlimann an den Kragen. Das Ar-
beitsverbot am letzten Wochentag sei 
«ein alter Zopf», den man abschnei-
den müsse. Schliesslich sei der Sonn-
tag weder heilig noch gehöre er der 
Familie. Und die Gewerkschaften erst! 
«Täubelen» solle man sie lassen und 
jetzt einfach alle Shopping-Schran-
ken aufheben. Was war geschehen?

Aeschlimanns Furor beginnt 
schon 2019 – an der Ecke Zoll-/Konrad-
strasse, direkt neben dem Zürcher 
Hauptbahnhof, wo jahrelang ein ta-
milisches Quartierlädeli war. Dann 
musste es dem Expansionshunger der 
Migros weichen. Der orange Riese er-

öffnete eine Filiale seiner neuen Linie 
«Daily». Sie war täglich geöffnet, von 
6.30 bis abends um 8 Uhr – auch am 
Sonntag. Dabei besagt das Schweizer 
Arbeitsgesetz klar: Verkaufspersonal 
darf an Sonntagen nur «in» Bahnhö-
fen beschäftigt werden. Die «Daily»- 
Filiale befi ndet sich aber eindeutig 
ausserhalb des Bahnhofsperimeters.

Trotzdem erteilte das Amt für 
Wirtschaft und Arbeit (AWA) eine Be-
willigung. Amtschef war damals der 
notorische Neoliberale Bruno Sauter 
(FDP). Unter seinem Schutzpatron, 
dem SVP-Regierungsrat Ernst Stocker, 
genoss Sauter weitgehende Freihei-
ten. Es brauchte deshalb eine Inter-
vention der Unia Zürich-Schaffhau-
sen beim AWA: Zähneknirschend 
setzte das Amt das Sonntagsarbeits-
verbot durch. 

MIGROS-SCHLAUMEIEREI
Die Migros aber griff in die Trickkiste. 
Der Konzern rüstete den Laden mit 
Self-Check-out-Kassen auf. Und plötz-

lich war «Daily» auch sonntags wie-
der geöffnet – als bargeldloser «un-
manned store», also als Laden «ohne 
Personal». Eine Schlaumeierei: Denn 
in Tat und Wahrheit waren durchaus 
Arbeitende am Werk. Ein Security-
Mann musste den Laden öffnen, die 
Kühlschränke einschalten, den Ab-
fallkübel vor die Tür stellen, an der 
Kasse liegen gebliebene Produkte 
wegräumen und notfalls auch klei-
nere Reinigungsarbeiten durchfüh-
ren. Und um die Regale mit frischen 
Backwaren aufzufüllen, mussten 
sonntags Mitarbeitende aus Migros-
Filialen des Bahnhofi nneren antra-
ben. Wieder verlangte die Unia die 
Einhaltung des Arbeitsgesetzes – und 
eine entsprechende Verfügung des 
AWA. Doch die Behörde sah in den 
 Migros-Maschen erneut kein Problem.

Überraschend kam das nicht. 
Denn zwischenzeitlich hatte FDP-Re-
gierungsrätin Carmen Walker Späh 
das Volkswirtschaftsdepartement 
übernommeneine – eine Turboläde-
lerin der Extraklasse (siehe Artikel 
 unten). Die Unia sah sich gezwun-
gen, gegen den AWA-Entscheid Be-
schwerde einzulegen. Das half: Am 
12. Mai befand auch das Zürcher Ver-
waltungsgericht, bei den Zuständen 
an der Zollstrasse handle es sich um 
eine «Aufweichung des geltenden 
Sonntagsarbeitsverbots». Das nahm 
die Migros zwar zur Kenntnis, liess 
die Rekursfrist aber verstreichen, wo-

mit das Urteil Ende Juni rechtskräftig 
wurde. Die «Daily»-Filiale hätte seit-
her an Sonntagen geschlossen blei-
ben müssen. Doch das war nicht der 
Fall. Erneut schritt die Unia ein und 
verlangte vom AWA – nun geführt 
von FDP-Mann Mario Senn – die sofor-
tige Anordnung der Sonntagsschlies-
sung. Aber schon wieder passierte 
nichts. Also machte die Gewerkschaft 
den Skandal publik. Das war am 
21. Juli. Nun reagierte die Migros 
prompt – und wie! Via «NZZ» verkün-
dete sie tags darauf, den Laden trotz 
dem Urteil offen zu halten – und zwar 
neu mit Verkaufspersonal. Das sei le-
gal, weil die Sachlage inzwischen eine 
ganz andere sei.

AUCH WINTERTHUR IM VISIER
Tatsächlich verändert hatte sich bloss 
die Verkehrsführung: Just nach dem 
Gerichtsurteil wurde die Zollstrasse 
auf Höhe der «Daily»-Filiale «beru-
higt», also für den motorisierten Ver-
kehr gesperrt. In der Logik der Migros 
ist ihre Filiale damit mit dem Haupt-
bahnhofsgelände «direkt verbunden». 
Sonntagsarbeit sei daher erlaubt. 

Dazu kann Nicole Niedermüller 
von der Unia Zürich-Schaffhausen 
nur den Kopf schütteln: «Die Migros 
sucht krampfhaft nach neuen 
Schlupfl öchern. Doch die Filiale an 
der Zollstrasse liegt immer noch 
nicht im Bahnhofsperimeter, egal, ob 
in diesem Gebiet nun Autos fahren 

oder nicht.» Ganz anders reagierte 
das AWA: Es hält der Migros auch 
diesmal die Stange. Niedermüller hat 
dafür kein Verständnis: «Es ist ex-
trem stossend, dass der Kanton die 
Profi t interessen eines Grossplayers 
stets höher gewichtet als die Bedürf-
nisse der Mitarbeitenden.» Die grosse 
Mehr heit der Verkäuferinnen und 
Verkäufer wolle nämlich einen freien 
Sonntag. Umfragen zeigten das im-
mer wieder. Ohnehin sei die Branche 
gerade in Zürich schon extrem dere-
guliert: «Hier haben wir die Sechs-
Tage-Woche mit Öffnungszeiten von 
7 bis 23 Uhr – und das bei Tiefl öhnen!» 

Die Unia hat daher vom AWA 
eine Feststellungsverfügung ver-
langt. Darin muss das Amt zur Sonn-
tagsöffnung verbindlich Stellung 
nehmen. Was aber, wenn es die Mi-
gros zum vierten Mal protegiert? 
«Dann werden wir erneut dagegen 
vorgehen», sagt Niedermüller, und 
zwar «womöglich auch mit Aktio-
nen». Schliesslich gehe es um mehr 
als eine Filiale.

In der Tat verfolgt die Migros 
dieselbe Strategie auch andernorts – 
etwa neben dem Bahnhof Winterthur 
mit einer Filiale der Linie «Gooods». 
Und auf der Südseite des Zürcher 
Hauptbahnhofs warten bereits die 
 Läden der Europaallee. Auch diese ist 
verkehrsberuhigt. Gewerkschafterin 
Niedermüller warnt: «Es droht ein 
Dominoeffekt!»

Turbolädelerin: Carmen Walker Späh gönnt 
Verkäuferinnen sonntags auch keine Ruhe

Dass Läden am Sonntag zu 
sind, ist der Zürcher FDP-
Regierungsrätin Carmen 

Walker Späh (64) ein 
Graus. Daher forderte 

sie letzten Januar vom 
Bundesrat, er möge die 
Grundlagen schaffen, da-
mit Läden in Innenstäd-
ten das ganze Jahr über 

am Sonntag offen bleiben 
können. Was den Zürcher 
Freisinnigen aber letztend-

lich vorschwebt, zeig-
ten sie bereits 

2012: Ihre Initi-
ative «Der 

Kunde ist König» verlangte die 
totale Abschaffung der Laden-

öffnungszeiten. Geschäfte soll-
ten an 365 Tagen 24 Stunden öff-
nen können. Doch dem erteilte 
die Bevölkerung des Kantons 
eine deutliche Abfuhr. Über 70 
Prozent wollten nichts wissen 
vom grenzenlosen Konsum auf 

Kosten des Verkaufspersonals. 
Sogar in der Zürcher City, wo 
das Rund-um-die-Uhr-Shoppen 
zum Trend hochgeschrieben 
worden war, sagten 7 von 10 
Stimmberechtigten Nein. 

SCHWEIZER SONDERFALL. Ein 
ganz anderer Geist herrscht of-
fenkundig in Walker Spähs Wirt-
schaftsdepartement. Dieses übri-
gens ist nach wie vor ein Schwei-
zer Sonderfall: Als einzige Kan-
tonsbehörde ist es (zahlendes) 
Mitglied bei Economiesuisse, 
der marktradikalen Lobbyorga-
nisation des Grosskapitals. (jok) 

FEINDIN DER 
ARBEITENDEN: 
FDP-Frau Carmen 
Walker Späh.
FOTO: KEYSTONE

MEHR ALS NUR EINE FILIALE: Mit dem «Daily»-Laden an der Zürcher Zollstrasse versucht die Migros stur, das geltende 
Arbeitsrecht auszuhebeln. FOTO: JOEL HUNN  | NZZ

«Die Migros sucht
krampfhaft nach neuen
Schlupfl öchern.»

NICOLE NIEDERMÜLLER,
UNIA ZÜRICH-SCHAFFHAUSEN

Schon 2012 sagten in
Zürich über 70 Prozent 
Nein zum Rund-um-
die-Uhr-Shoppen.



Ungarns Regierungschef Viktor 
Orbán drohte Ungemach aus der 
Zürcher Staatsanwaltschaft – wegen 
eines Streichs.

JONAS KOMPOSCH

Die Mehrheit der ungarischen Medien übte 
sich in Schweigen. Umso lustvoller berich-
tete der winzige Rest der noch nicht gleich-
geschalteten Presse: «Wegen Verdachts auf 
Geldwäsche: Strafanzeige gegen Viktor Or-
bán in der Schweiz!» So titelte etwa die so-
zialdemokratische «Népszava» (dt.: Volks-
stimme), die einzige Tageszeitung, die noch 
nicht unter Kontrolle von Orbáns rechter 
Fidesz-Partei steht. Tatsächlich hatte ein 
ungarischer Anwalt den Ministerpräsiden-
ten angezeigt – und zwar bei der Staatsan-
waltschaft Zürich. Das enthüllte das «Echo 
der Zeit» von Radio SRF Mitte Juli. Die Zür-
cher Strafverfolger haben den Fall aber 
nicht weiterverfolgt. Zwar bezeichnete 

die Staatsanwaltschaft die Um-
stände als «tatsächlich seltsam, 
wenn nicht gar verdächtig». 
Doch eine «verbrecherische Vor-

tat» – eine nötige Vorausset-
zung für Geldwäsche – 

sei nicht ersichtlich.
Demgegenüber 

hatte der ungarische 
Anwalt wie folgt argu-
mentiert: Orbán habe 
sich 2014 beim Zür-
cher Amt für Wirt-
schaft und Arbeit 
(AWA) eine Melde-
bestätigung als Gipser 
besorgt. Dies aber 

nicht, um hier zu arbei-
ten, sondern bloss, um ein 
Bankkonto zu eröffnen. Da 

Orbán nach 
2014 nachweis-
lich und mehr-
fach in der 
Schweiz ver-
kehrt habe, sei 
der Geldwäsche-
verdacht «ein-
deutig». Pikant 

dabei: Das Zürcher 
AWA hatte den geschätzt 650 Millionen Euro 
schweren Premierminister und studierten 
Juristen tatsächlich als «Gipser» registriert. 

VOLLTREFFER
Das zeigt die amtliche Meldebestätigung. 
Darin enthalten ist das korrekte Geburtsda-
tum des 59jährigen Präsidenten. Weltweit 
ist kein zweiter Ungar namens Viktor  Orbán 
bekannt – erst recht keiner, der ebenfalls 
am 31. Mai 1963 zur Welt kam. Auskunft 
gibt das Dokument zudem zu «Gipser» Or-
báns Berufsqualifi kation: «gelernt» sei die-
ser, und seine Tätigkeit beschränke sich auf 
das «Verputzen von Aussen- und Innenwär-
medämmungen» während zweier Monate. 

Auch sein angeblicher Arbeitgeber ist ge-
nannt: die Saxon AG aus Dachsen ZH. 2015 
ging sie pleite. Was das AWA offenbar nicht 
interessierte und was die Staatsanwalt-
schaft nicht ahnte: die Orbán-Anmeldung 
war eine politische Aktion!

Dahinter steckt laut SRF ein Schweizer, 
«der den Gewerkschaften nahesteht». Der 
Anonymus war allerdings weder fürs Radio 
noch für work erreichbar. Doch in einem 
Mail bekennt er: «Das habe ich gemacht, ein 
Spass, um zu beweisen, dass der Schweizer 
Staat nicht kontrolliert, wie er muss.» Ein 
Volltreffer zur rechten Zeit! So stellte der 
Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) 
fast zeitgleich klar: Die 2002 eingeführte 
Personenfreizügigkeit mit der EU und die 
fl ankierenden Massnahmen zum Lohn-
schutz hätten sich «grundsätzlich bewährt» 
für die Arbeitnehmenden. «Stark zugenom-
men» hätten allerdings die prekären Ar-
beitsformen der Entsendungen, der Tempo-
rärarbeit und der Kürzestaufenthalte – und 
zwar trotz den Kontrollen. Diese müssten 
daher dringend verstärkt werden.

Strafanzeige gegen den
ungarischen Präsidenten 

«Gipser»  Orbán 
in  Zürich

Die ausgefallene Aktion
entlarvt die Lücken des
aktuellen Kontrollsystems.

Viele Baufi rmen pfeifen 
auf die Gesundheit ihrer 
Mitarbeitenden – sogar bei 
Rekordhitze. Das zeigt eine 
Umfrage aus der Waadt. 
Und ein Baustop in Genf 
zeigt, wo das Problem liegt.
JONAS KOMPOSCH

Heiss, heisser, 2022: Schon wieder bricht ein 
Sommer Hitzerekord um Hitzerekord. Erdrü-
ckend war bereits der Juni. Nun zeigt die Juli-
Bilanz: Auch der siebte Monat liess die Tempe-
raturen in ungekannte Höhen schnellen. In 

 Lugano etwa war es 
im Monatsmittel so 
warm wie normaler-
weise in Sardinien. 
Und in Genf war es 
im Schnitt sogar 
heisser als üblicher-
weise in Barcelona. 

Das neue Klima bringt besonders die Baubüeze-
rinnen und Baubüezer ans Limit. Aber nicht 
nur, weil Hausdächer, Fassaden und Strassen ex-
trem sonnenexponiert sind. Sondern auch, weil 
der Schweizerische Baumeisterverband (SBV) 
sich bislang gegen einheitliche, klare und ver-
bindliche Schlechtwetter- und Hitzeregeln 
sträubt. Mit Folgen!

Marius Käch, Maurer in Zürich, sagt: «Bei ex-
tremer Hitze macht dein Körper deutlich früher 
schlapp, und die Konzentration lässt nach. Stress-
level und Risiko steigen dafür.» Und klimatisch 
werde es ja leider «nur noch verreckter». Daher ist 
für Käch klar: «So kann es nicht weitergehen! Wir 
brauchen endlich mehr Schutz und klare Regeln.» 

EINFACHSTE PFLICHT MISSACHTET
Wie prekär es auf Schweizer Baustellen zu- und 
hergeht, zeigt eine Untersuchung aus der Waadt.
Dort hat die Unia Ende Juli etliche Bauplätze im 
Kanton abgeklappert und über 600 Bauleute be-
fragt. Im Zentrum stand die Frage: «Welche 
Massnahmen hat dein Arbeitgeber getroffen, 
um deine Gesundheit und Sicherheit während 
der Hitzeperiode sicherzustellen?» 

Das Resultat lässt Unia-Bausekretär Sébastien 
Genton noch heute nicht los: «Es ist schockie-
rend! Die meisten Bauleute werden schlicht im 
Stich gelassen und faktisch gezwungen, die 
Mordshitze einfach auszuhalten.» Oft komme 
der Arbeitgeber nicht einmal den einfachsten 
Pfl ichten nach. Konkret ergab die Umfrage:
 Mehr als 40 Prozent der Befragten hatten auf 
ihrer Baustelle kein Trinkwasser oder ausrei-
chende Wasserversorgung.
 Weniger als 20 Prozent der Befragten durften 
häufi ger und regelmässig Pausen einlegen. Dabei 
sind die Hitzeempfehlungen des Staatssekreta-
riats für Wirtschaft (Seco) unmissverständlich: 
Firmen sollen pro Arbeitsstunde eine bezahlte 
«Zusatzpause» von 10 Minuten gewähren – und 
zwar an einem «kühlen und schattigen Ort».
 Nur 20 Prozent der Befragten profi tierten von 
angepassten Arbeitszeiten, etwa einem vorver-
schobenen Arbeitsbeginn. Dabei könnte man so 
schon am frühen Nachmittag Feierabend ma-
chen und die Hitzespitzen und Ozon-Höchst-
werte ab 14 Uhr umgehen.
 Nur 8 Prozent der Baustellen wurden während 
der Hitzewelle geschlossen.

Besonders der letzte Punkt gibt Unia-Mann 
Genton zu denken. Denn gerade die Waadtlän-
der Baubranche hat eigentlich eine schweizweit 
einmalige Lösung.

HITZEFONDS GENÜGT NICHT
Bei Hitze kann die Arbeit ab 13 Uhr eingestellt 
werden. Und ein Fonds zahlt die vollen Löhne 
der Arbeiter. Dies im Gegensatz zur Schlecht-
wetterentschädigung der Arbeitslosenkasse, die 
nur 80 Prozent übernimmt und zudem Karenz-
tage kennt. Erschaffen haben das Waadtländer 
Modell die Gewerkschaften zusammen mit den 
Baumeistern im Jahr 2019. Wie sich jetzt zeigt, 
genügt es noch nicht: 92 Prozent der Baustellen 
liefen weiter – trotz brachialer Hitzewelle. Das 
liegt zum einen daran, dass vom Hitzefonds nur 
Mitgliederfi rmen des Baumeisterverbands pro-
fi tieren. Doch das noch grössere Problem sieht 
Genton in zu knapp berechneten Terminen: «Be-
sonders Generalunternehmer und Bauherren 
setzen extrem knappe Fristen – und damit die 
Gesundheit der Arbeitenden aufs Spiel.» Der Ge-
werkschafter kritisiert aber auch Firmen, die 
dieses Spiel mitmachen. Schliesslich würden sie 

damit den Druck von oben einfach auf die Bau-
leute abwälzen. Daher brauche es Interventio-
nen der Gewerkschaft – wie Ende Juli in Genf.

ASPHALTIEREN IM KLIMADESASTER
Auch dort machte ein Unia-Bauteam Kontroll-
rundgänge. Über sechzig Baustellen besuchte es 
innert weniger Tage. Das Resultat: dreissig An-
zeigen zuhanden des Arbeitsinspektorats! Dies 
wegen fehlender Pausen, fehlenden Trinkwas-
sers und fehlender Pausenräume im Kühlen. 
 Besonders drastisch war die Situation auf der 
Strassenbaustelle an der Avenue Pictet-de-Roche-
mont, einer Hauptverkehrsachse der Stadt Genf.

Am 2. August war es dort noch heisser als 
im Rest der Stadt, für die der Bund bereits zum 
dritten Mal in Folge die zweithöchste Hitzewar-
nung erlassen hatte. Trotzdem wurde mitten am 
Tag gearbeitet. Helena Verissimo de Freitas, Vize-
Regioleiterin der Unia Genf, sagt: «Sämtliche Ar-
beiter mussten in der prallen Sonne Asphalt ver-
teilen, der 170 Grad heiss aus dem Koch-Laster 
kam!» Sofort reklamierte die Gewerkschafterin 
beim Kanton. Dieser war schliesslich Auftragge-
ber. Kein vorbildlicher, wie Verissimo de Freitas 
kritisiert: «Der Kanton wollte seine Baustellen 
unbedingt noch vor dem Ende der Schulferien 
fertigstellen und setzte die Baufi rmen unter 
Druck, die ihrerseits die nötigen Schutzmass-
nahmen aussetzten.» Diese «skandalöse» Weiter-
gabe des Termindrucks müsse «sofort aufhören», 
forderte die Unia-Frau öffentlich. Das nützte so-
fort; die paritätische Kommission befahl: zwei 
Halbtage «hitzefrei» für die Strassenbauer der 
Avenue Pictet-de-Rochemont. Na also!

Bei praller Sonne
mussten die
Arbeiter 170 Grad
heissen Asphalt
verteilen.

ABKÜHLUNG: Mehr als 40 Prozent der Bauleute, die an einer Unia-Umfrage teilnahmen, hatten auf ihrer Baustelle kein Trinkwasser. FOTO: KEYSTONE

nicht weiterverfolgt. Zwar bezeichnete 
die Staatsanwaltschaft die Um-
stände als «tatsächlich seltsam, 
wenn nicht gar verdächtig». 
Doch eine «verbrecherische Vor-

tat» – eine nötige Vorausset-
zung für Geldwäsche – 

sei nicht ersichtlich.
Demgegenüber 

hatte der ungarische 
Anwalt wie folgt argu-
mentiert: Orbán habe 
sich 2014 beim Zür-
cher Amt für Wirt-
schaft und Arbeit 
(AWA) eine Melde-
bestätigung als Gipser 
besorgt. Dies aber 

nicht, um hier zu arbei-
ten, sondern bloss, um ein 
Bankkonto zu eröffnen. Da 

Orbán nach 
2014 nachweis-
lich und mehr-
fach in der 
Schweiz ver-
kehrt habe, sei 
der Geldwäsche-
verdacht «ein-
deutig». Pikant 

dabei: Das Zürcher 
AWA hatte den geschätzt 650 Millionen Euro 

die Staatsanwaltschaft die Um-
stände als «tatsächlich seltsam, 
wenn nicht gar verdächtig». 
Doch eine «verbrecherische Vor-

tat» – eine nötige Vorausset-
zung für Geldwäsche – 

sei nicht ersichtlich.
Demgegenüber 

hatte der ungarische 
Anwalt wie folgt argu-
mentiert: Orbán habe 
sich 2014 beim Zür-
cher Amt für Wirt-
schaft und Arbeit 
(AWA) eine Melde-
bestätigung als Gipser 
besorgt. Dies aber 

nicht, um hier zu arbei-
ten, sondern bloss, um ein 
Bankkonto zu eröffnen. Da 

Orbán nach 
2014 nachweis-
lich und mehr-
fach in der 
Schweiz ver-
kehrt habe, sei 
der Geldwäsche-
verdacht «ein-
deutig». Pikant 

dabei: Das Zürcher 
AWA hatte den geschätzt 650 Millionen Euro 

Bau-Umfrage: Mehrheit ohne Trinkwasser und Zusatzpausen! 

Mit Vollgas in den 
Hitzekollaps

Klimawandel: 
Hitzetote in Europa
Ein gleiches Hitzelimit für die Arbeit in der EU: 
das fordert der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB) nach tragischen Hitzschlägen in 
Madrid. Ende Juli waren dort innert weniger 
Tage ein Strassenreiniger, ein Lagerist und ein 
Flugblattverteiler bei der Arbeit gestorben. 
 Landesweit forderten die Extremtemperaturen 
 allein im Juli 2200 Menschenleben. Hitze-
schutzgesetze und Maximalarbeitstemperatu-
ren gibt es laut EGB in erst 6 EU-Ländern. (jok)
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EU-Löhne

Brüssel gegen 
echten Schutz
Derzeit überprüft die Europäische Kommis-
sion den Lohnschutz in den EU-Mitgliedlän-
dern. Dabei interessiert nicht, ob die Länder 
Lohndumping bei Entsendearbeit bekämpfen. 
Vielmehr kontrolliert die Kommission, wie die 
EU-Durchsetzungsrichtlinie von 2014 umge-
setzt wird. 24 Länder haben jetzt Post aus Brüs-
sel bekommen. Bei der grossen Mehrheit will 

die EU-Kommission zu scharfe Lohnschutz-
massnahmen festgestellt haben: In Deutsch-
land wie auch in Frankreich sei das Meldever-
fahren vor der Entsendung zu bürokratisch 
und aufwendig. In Belgien sei der Preis von 20 
Euro für den Baustellen-Badge, der zur Arbeits-
kontrolle dient, zu hoch. Zudem sei die Soli-
darhaftung im Bau unzumutbar. In Österreich 
sei die Höchststrafe, die Sperrung der Firma 
für einige Jahre, unverhältnismässig hart. 

GEJAMMER. Die kleinlichen Beanstandungen 
sind nicht nur auf dem Mist von Brüsseler Bü-
rokraten gewachsen. Sie refl ektieren das Ge-
jammer von Entsendefi rmen, das wir auch 
kennen (work berichtete: rebrand.ly/gewerbler-
angriff). Die Patrons fi nden es unzumutbar, 
ein paar Tage vor der Entsendung schriftliche 
Angaben zu den Arbeitern machen zu müs-
sen. Oder sie fi nden die Sanktionen unverhält-
nismässig, wenn sie beim Lohndumping er-

wischt werden. Die 
Post aus Brüssel 
zeigt, dass die 
EU-Durchsetzungs-
richtlinie weniger 
den Zweck hat, In-
strumente gegen 

Lohndumping zu schaffen, sondern den Lohn-
schutz kleinzuhalten. Die Richtlinie legt näm-
lich nicht fest, welche Massnahmen gegen 
Lohndumping mindestens umgesetzt werden 
müssen. Sie zählt vielmehr in einer Liste ge-
nau auf, welche erlaubt sind. Zwar lässt sie ein 
kleines Türchen offen für weitere Massnah-
men. Wenn Österreich das aber nutzt und die 
Aussperrung aus dem Markt als Sanktion ein-
führt, dann geht die Türe gleich wieder zu. 

SOLIDARITÄT. Die Gewerkschaften in der EU 
waren mit der Durchsetzungsrichtlinie nie 
glücklich. Die Vertreterinnen des Deutschen 
und des Österreichischen Gewerkschaftsbun-
des im Europäischen Gewerkschaftsbund hät-
ten sie 2014 am liebsten gekübelt. Heute be-
kämpfen sie die negativen Auswirkungen der 
Richtlinie. Und sie sind solidarisch mit uns Ge-
werkschaften in der Schweiz, die den Lohn-
schutz nicht der Durchsetzungsrichtlinie un-
terstellen und preisgeben wollen.

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

online

Sans-papiers 
 haben Rechte
Kennen Sie eine Person, die ohne Aufent-
haltsbewilligung in der Schweiz lebt? Sie hat 
Rechte, und es gibt Stellen, wo sie Hilfe fi n-
det. Wir haben dazu ein umfassendes Dos-
sier in neun Sprachen zusammengestellt: 
www.unia.ch/sans-papiers-de

online
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Diese EU-
Richtlinie soll
den Lohnschutz
kleinhalten.

Kurzer Rückblick auf ein paar lange, heisse Wochen 

Keine Ferien für Hirslanden,
Swiss, Novartis & Co.
Der Sommer war heiss. 
Nicht nur, was das 
Wetter betrifft. Auch 
gewerkschaftlich lief 
einiges. Eine Auswahl.
CLEMENS STUDER

Linde-Reinigerinnen Kurz vor 
Weihnachten letztes Jahr stellte das 
Bieler Spital Linde – es gehört zur 
milliardenschweren Hirslanden-
Gruppe – sieben Reinigerinnen auf 
die Strasse. Sie sollten nach zum Teil 
14, 25 oder gar 30 Jahren Firmenzu-
gehörigkeit für weniger Lohn die 
gleiche Arbeit machen – angestellt 
von einer Drittfi rma. Unterstützt 
von der Unia, wehrten sie sich. Nach 
zähem Ringen mit den Linde-Verant-
wortlichen kam es jetzt nach sieben 
Monaten zu einer Einigung. Die Rei-
nigungsfrauen erhalten Entschädi-
gungen zwischen 6000 und 10 000 
Franken. Angeboten hatte die Hirs-
landen-Klinik ursprünglich gerade-
mal 400 Franken während sechs Mo-
naten. Unia-Regionalsekretär Alain 

Zahler sagt dazu: «Der Kampf hat 
sich gelohnt. Damit ist das Spital sei-
ner sozialen Verantwortung zumin-
dest teilweise nachgekommen.»

Coiffeur-Gewerbe Der Job der 
Coiffeusen und Coiffeure ist hart: Sie 
arbeiten den ganzen Tag stehend 
und hantieren mit gesundheitsschä-
digenden Substanzen. Dafür benöti-
gen sie fundierte Kenntnisse – trotz-
dem sind die Löhne so tief, dass sie 

sich selbst kaum einen Haarschnitt 
leisten können. Jetzt haben die Unia 

und der Arbeitgeberverband Coif-
fure Suisse sich darauf geeinigt, den 
alten GAV bis Ende 2023 zu verlän-
gern, und haben die GAV-Mindest-
löhne angepasst. Ab dem 1. Januar 
2023 steigen diese in allen Berufska-
tegorien um 50 Franken pro Monat, 
also um 600 Franken im Jahr. Gleich-
zeitig laufen seit Juli Verhandlungen 
zu einem neuen GAV, der die Arbeits-
bedingungen in der Branche deut-
lich verbessern soll. Denn immer 
mehr Coiffeusen und Coiffeure ver-
lassen ihren Beruf. Die Unia-Mitglie-
der haben unter anderem folgende 
Forderungen aufgestellt: deutlich 
höhere Mindestlöhne, bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
(etwa 2 × 2 zusammenhängende freie 
Tage pro Monat, mindestens 12 freie 
Samstage pro Jahr), die 40-Stunden-
Woche und deutlich mehr Kontrol-
len der Arbeitsbedingungen. 

Novartis Seit 25 Jahren erhöht 
der Pharmamulti Novartis Jahr für 
Jahr die Dividenden (siehe auch 
Seite 3). Um den Profi t noch weiter 
zu steigern, will der Konzern welt-
weit 8000 Stellen abbauen, davon 
1400 in der Schweiz. Angekündigt 
hat das der Konzern kurz vor den 
Sommerferien. Wahrscheinlich, um 
damit das obligatorische Konsulta-
tionsverfahren zu erschweren. Die 
Unia hat dagegen energisch protes-
tiert und bei der Novartis-Leitung 
interveniert. Nächste Woche treffen 
sich die Unia-Mitglieder der Novar-
tis digital zu einer Konferenz, an 

der das weitere Vorgehen bespro-
chen wird. Weil vom angekündig-
ten Stellenabbau auch europäische 
Novartis-Standorte betroffen sind, 
schloss sich die Unia mit ihren 

Schwestergewerkschaften kurz. Üb-
rigens: wie wertvoll echte Konsulta-
tionsverfahren sind, zeigt gerade 
ein Beispiel bei Novartis. 2011 wollte 
der Konzern in Nyon 320 Stellen 
streichen. Den Mitarbeitenden ge-
lang es, zusammen mit der Unia 
alle Jobs zu retten. 

Flugverkehr Die Fluggesellschaf-
ten haben in der Pandemiezeit trotz 
üppigen staatlichen Unterstützun-
gen Personal abgebaut. Das fehlt 
jetzt, wo der Flugverkehr wieder an-
zieht, an allen Ecken und Enden. 
Doch statt die Arbeitsbedingungen 
zu verbessern, wollen die Chefs sie 
weiter verschlechtern. Am Boden 
und in der Luft. Zum Beispiel der 
Lufthansa-Konzern, zu dem auch die 
Swiss gehört, seit sie der damali-
ge FDP-Finanzminister Hans-Rudolf 
Merz an die Deutschen verscherbelt 

hat. Doch die Gewerkschaften geben 
nicht klein bei. In Deutschland er-
reichte die Dienstleistungsgewerk-
schaft Verdi mit einem 26stündigen 
Warnstreik massive Verbesserungen. 
Das Bodenpersonal (rund 20 000 Be-
schäftigte) erhält rückwirkend auf 
den 1. Juli fi x 200 Euro mehr Lohn. 
Am 1. Januar 2023 steigt der Grund-
lohn um 2,5 Prozent, mindestens 
aber um 125 Euro. Das gleiche ge-
schieht am 1. Juli 2023. 

Von der Einsicht der Konzern-
Mutter sind die Manager der Tochter 
Swiss noch weit entfernt. Trotz Kof-
fer-Chaos und Abfertigungsproble-
men am Boden beharren sie auf den 
schlechten Bedingungen des Krisen-
GAV. Doch die Mitarbeitenden haben 
genug. Bislang blieb es bei eindrück-
lichen Protestkundgebungen am 
Flughafen Zürich. Doch ohne Einlen-
ken der Swiss-Spitze sind auch hier 
Streiks denkbar. Denn der VPOD hat 
den bestehenden Krisen-GAV gekün-
digt und sich so vom darin verein-
barten Streikverbot gelöst. Ein Licht-
blick ist dagegen die Einigung des 
Genfer und Basler Easyjet-Personals 
mit dem Unternehmen. Unterstützt 
von der Gewerkschaft, erreichten die 
Mitarbeitenden einen eindrückli-
chen Erfolg: Ab sofort steigen die 
Löhne bei der Billig-Airline schritt-
weise deutlich. Bei der Swiss dage-
gen haben unterdessen auch die 
 Pilotinnen und Piloten in einer Ab-
stimmung das vorliegende GAV-An-
gebot deutlich abgelehnt. Sie verlan-
gen weitere Verbesserungen. 

ES BRODELT: Mit eindrücklichen Protestaktionen und Streikandrohungen halten die Swiss-Mitarbeitenden 
den Flughafen Zürich in Atem. FOTO: KEYSTONE

LANGER ATEM: Die Bieler Hirslanden-
Reinigerinnen errangen nach sieben 
Monaten eine Abfi ndung. FOTO: UNIA

DRINGEND NÖTIG: In der Coiffeur-
branche steigen die Löhne um
50 Franken pro Monat. FOTO: KEYSTONE

MARSCHHALT: Die Unia stellt sich 
gegen den Abbau von 1400 Novartis-
Stellen in der Schweiz. FOTO: UNIA

Amherd lügt, Berset fl iegt: Wen interessiert was?
Es gibt da ein Medien-Bon-
mot aus alten Zeiten, das 
lautet: «Hund beisst Mann» 
ist keine Schlagzeile «Mann 
beisst Hund» schon. Im 
Sommer 2022 lautete das 
Motto der vereinigten Aar-
gauer und Zürcher Zentral-
redaktionen: «Bundesrätin 
lügt» ist keine Schlagzeile, 
«Bundesrat fl iegt» dagegen 
tagelang.

WAS PASSIERT IST: Innen-
minister Alain Berset fl og 
mit einem Kleinfl ugzeug 
nach Frankreich. Und 
wurde von der Luftwaffe 
zum Landen gezwungen. 
Offensichtlich hatte er 
auf Funksprüche nicht 

 reagiert. Auf dem Boden 
klärte sich die Sache rasch. 
Und wurde an die Medien 
durchgestochen. Was folg-
te, war eine Kaskade von 
 Berichten, «Experten»-Ana-
lysen, schlüpfrigem Ge-
raune – und Rücktrittsfor-
derungen. Tage 
später stellte 
sich dann 
heraus: die 
französi-
sche Flug-
sicherung 
hatte Berset 
mit einem Buch-
stabendreher angefunkt. 
Also quasi «Müller» statt 
«Meier» gerufen. Kein Feh-
ler von Berset. Vor allem 

aber auch: keine Entschul-
digung, nicht einmal ein 
bisschen Zerknirschtheit 
der Rücktrittsforderer und 
Räuberpistolen-Erzähler.

WAS AUCH PASSIERT IST: 
VBS-Chefi n Viola Amherd 

wurde durch eine hartnä-
ckige Recherche von Ra-

dio SRF der Lüge über-
führt. Ohne dass 
die anständigen SRG-
Journalistinnen und 

-Journalisten das so ge-
sagt hätten. Fakt ist: Am-

herd hatte bewusst den Ein-
druck erweckt, das Aussen- 
und das Finanzdepartement 
hätten hinter ihrem Rücken 
mit Frankreich über politi-

sche Gegen-
geschäfte 
beim Kauf 
von Kampf-
fl ugzeugen 
gesprochen. 
Und damit die 
nachhaltige Ver-
ärgerung unseres westli-
chen Nachbarn verschuldet, 
weil zum Zeitpunkt der Ver-
handlungen der Entscheid 
für den US-Tarnkappenbom-
ber F-35 schon gefallen sei. 
Dabei hatte Amherd die Ver-
handlungen selber ange-
regt. Das ist nur eine weitere 
Episode im immer fragwür-
digeren Entscheidungspro-
zess zur Beschaffung neuer 
Kampfjets. Reaktion der ver-

einigten Aargauer und 
Zürcher Zentralre-
daktionen: gelinde 
gesagt bescheiden.

WAS KOMMT: Das Volk 
wird das letzte Wort ha-

ben, ob die Schweiz einen 
von den USA fernsteuer-
baren Jet will oder einen an-
deren. Bis dahin werden 
weitere parlamentarische 
Untersuchungsberichte ver-
öffentlicht. Wer weiss, 
wenn Berset bis dahin nicht 
fl iegt, haben die Zentralre-
daktionen eventuell Kapazi-
täten, sich mit den vielen of-
fenen Fragen um Amherds 
Milliardengeschäft zu be-
schäftigen. CLEMENS STUDER
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Jean Ziegler

DIE GESPENSTISCHE 
STILLE
Nach der Ermordung von Jesus Christus in
Jerusalem soll der Apostel Johannes aus dem 
römisch besetzten Palästina gefl ohen sein. In 
einer Höhle auf der griechischen Insel Patmos 
schrieb er seine «Offenbarung». Laut Johannes 
wird der Teufel vier Mordgesellen aussenden,
um die Welt zu verwüsten: den Hunger, die 
Seuchen, den Krieg und die Feuersbrunst.

«TSUNAMI DES HUNGERS». Fast 2000 Jahre sind 
vergangen. Die Prophezeiung des Johannes 
bestätigt sich auf schreckliche Weise. António 
Guterres, der Generalsekretär der Uno, erklärte 
am 23. Juni: «Wir stehen an der Schwelle von 
Tsunami-Katastrophen des Hungers.»
Die kluge, energische Catherine Russell ist die 
Generaldirektorin des Uno-Kinderhilfswerks 

Unicef. Am 3. Juli 
berichtete sie in 
Zürich von ihrer 
langen Reise im 
Mittleren Osten 
und in Afrika. Im 
«Blick»-Interview 

sagte sie: «Stellen Sie sich vor, dass Sie in einer 
Klinik einen Raum mit Babys betreten. Und es 
herrscht – Stille. Totale Stille. Die Kinder machen 
keinen Lärm. Das ist gespenstisch, denn wir alle 
wissen, dass es in einem Raum mit vielen kleinen 
Kindern eigentlich nie ruhig ist. Aber diese Babys 
sind derart unterernährt, dass sie gar keine 
Kraft haben, um zu schreien. Dieses Erlebnis ist 
wie ein Albtraum, ich werde es nie vergessen.»
Die effi zienteste Waffe der Unicef gegen den 
Hunger ist ein Riegel aus Erdnussbutter, angerei-
chert mit Pfl anzenöl und anderen Elementen. 
Auch schwerst unterernährte Kinder können mit 
diesen Riegeln ins Leben zurückgebracht werden. 
Die Stille in den von Russell besuchten Kinder-
kliniken hat einen Grund: Es fehlen diese Riegel, 
das Budget der Unicef ist seit März erschöpft.
In ebenso verzweifelter Lage befi ndet sich das 
Welternährungsprogramm (WFP) der Uno. 
Allein die fürchterlichen Hungersnöte in Ost-
afrika und dem Jemen übersteigen in diesem 
Jahr das WFP-Budget. Die Uno-Verantwort-
lichen verlangten deshalb von den reichen 
Ländern eine sofortige zusätzliche Finanzie-
rung von 22 Milliarden Dollar. Sie erhielten 
bisher Zusagen von knapp 4 Milliarden.

UKRAINISCHES GETREIDE. Der russische Präsi-
dent Wladimir Putin führt einen Vernichtungs-
krieg gegen die Ukraine, den drittgrössten 
Getreideexporteur der Welt. Gemäss Uno be -
ziehen 45 Staaten in Afrika und dem Mittleren 
Osten mehr als ein Drittel ihrer benötigten 
 Mengen an Weizen, Roggen und Mais aus der 
Ukraine. Der Ausfall dieser Importe bedeutet 
den Hungertod für viele Millionen. Das im letz-
ten Monat vereinbarte Abkommen von Istanbul 
zwischen Russland, der Ukraine, der Türkei und 
der Uno soll ukrainische Getreide exporte über 
geschützte Korridore im Schwarzen Meer wieder 
ermöglichen. Es wurde jedoch durch die rus-
sische Bombardierung der Hafenstadt Odessa 
bereits sabotiert und betrifft zudem nur einen 
kleinen Teil der ukrainischen Ernte.
Welche Verantwortung haben wir in der schwer-
reichen Schweiz? Wir müssen unseren Bundesrat 
zwingen, die Beiträge an die Unicef und das 
Welternährungsprogramm massiv zu erhöhen.
Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden Ausschus-
ses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. Sein 2020 im  Verlag 
Bertelsmann (München) erschienenes Buch Die Schande Europas. 
Von Flüchtlingen und Menschenrechten kam diesen Frühling als 
Taschenbuch mit einem neuen, stark erweiterten Vorwort heraus.

«Diese Babys sind
derart unterernährt,
dass sie gar keine
Kraft haben, um zu
schreien.»

Neue Folge in der unendlichen 
Saga um den Essenslieferanten 
Smood (eine detaillierte Chronik 
gibt’s hier: rebrand.ly/smood-
chrono). Wie bereits im Frühling 
2021 beim Smood-Subunterneh-
men Allo Service kommt es zu 
 einer Massenentlassung. Dies-
mal kam es so: Simple Pay stellte 
als Subunternehmen Smood Ku-
rierinnen und Kuriere zur Ver-
fügung. Deren Arbeitsbedingun-
gen waren noch prekärer als jene 
der von Smood direkt angestell-
ten. Die Unia hat in mehreren 
Briefen die Behörden auf diese 
Missstände hingewiesen. Darum 
hat das Arbeitsamt des Kantons 
Genf Simple Pay schliesslich ulti-
mativ aufgefordert, spätestens 
bis Ende August das Personalver-

leih-Gesetz einzuhalten. Simple 
Pay will das offensichtlich nicht 
und stellt ihren Betrieb ein.

Von der Massenentlassung 
sind rund 221 aktive Kurierin-
nen und Kuriere betroffen. 
Smood hat in den Genfer Me-
dien angekündigt, 150 davon 
jetzt direkt anzustellen und ge-

nerell nicht mehr mit Subunter-
nehmern zusammenzuarbeiten. 
Kommen tatsächlich alle Kurie-
rinnen und Kuriere, die wollen, 
bei Smood unter? Die Unia bleibt 
wachsam. Unia-Transportchef 
Roman Künzler sagt: «Es gab 

schon Vergeltungsmassnahmen 
gegen Personen, die sich gegen 
die prekären Arbeitsbedingun-
gen gewehrt haben.» Und: «Wir 
organisieren Versammlungen 
mit den Betroffenen und wer-
den die Sache genau verfolgen.»

HINTERRÜCKS-VERTRAG. Unter-
stellt wären die von Smood über-
nommenen Kurierinnen und 
Kuriere dann einem umstritte-
nen Firmen-GAV. Denn während 
die «Smoodeurs» unterstützt von 
der Unia für ihre Rechte kämpf-
ten und fünf Wochen streikten, 
schloss die Gewerkschaft Syndi-
com mit Smood einen Hinter-
rücks-GAV. Obwohl Unia und 
Syndicom eine Vereinbarung 
hatten, dass sie in Sachen Smood 

zusammenarbeiten. Der von 
Syndicom abgeschlossene Ver-
trag fällt sogar hinter die Vor-
schläge der kantonalen Schlich-
tungsbehörde zurück und auch 
hinter den Gastro-GAV, dem 
Food-Kurierinnen und -Kuriere 
nach Ansicht der Unia und der 
zuständigen Aufsichtskommis-
sion des Gastgewerbes eigentlich 
unterstellt wären. (work berich-
tete: rebrand.ly/syndicom-smood).
Die Zustimmung zum Vertrag 
holte sich Syndicom übrigens 
gleich direkt über die Unterneh-
mens-App von Smood von den 
Fahrerinnen und Fahrern, «das 
heisst ohne Datenschutz», wie 
Unia-Geschäftsleitungsmitglied 
Véronique Polito damals fest-
hielt. CLEMENS STUDER

Im Spital des idyllischen 
Klosterdorfs Einsiedeln ist 
der Teufel los. Die Assistenz-
ärztinnen und -ärzte haben 
geschlossen gekündigt. Die 
Pfl egenden melden illegale 
Praktiken. Dahinter steckt 
mehr als lokales Versagen.
CLEMENS STUDER

Sieben Assistenzärztinnen und -ärzte arbei-
ten im Spital Einsiedeln SZ (84 Betten). 
Noch. Denn alle haben auf einen Schlag ge-
kündigt, wie der Hausarzt und Schwyzer SP-
Kantonsrat Antoine Chaix publikmachte. 
Sie haben genug davon, regelmässig mehr 
als die erlaubten 50 Stunden pro Woche ar-
beiten zu müssen. Und die obligatorischen 
Weiterbildungen nicht machen zu können. 
Grund dafür ist der seit Jahren andauernde 
Personalabbau auf allen Ebenen.

PERSONALMANGEL
Die Vorwürfe der Assistenzärztinnen und 
-ärzte scheinen nur die Spitze des Eisberges 
zu sein. In «20 Minuten» berichtet die diplo-
mierte Pfl egefachfrau Samira C. – wie sie 
«20 Minuten» anonymisiert – als Sprecherin 
einer 21köpfi gen Gruppe von Pfl egenden 
über weitere Missstände. Pfl egepersonal 
habe mehrmals Doppelschichten einlegen 
müssen, weil die Schichten nicht hätten be-
setzt werden können. «Und beim Verabrei-
chen von Betäubungsmitteln müssten im-
mer zwei Pfl egefachpersonen die Dosierung 
kontrollieren. Sehr oft wurde die zweite Un-
terschrift gefälscht, also nicht gegenkontrol-
liert, da zu wenig Personal im Dienst war. 
Die Leitung hat das so hingenommen.» Und 
weiter sagt Samira C., die laut «20 Minuten» 

unterdessen nicht mehr im Spital Einsie-
deln arbeitet: «Weil die Leitung das kom-
plette Hilfspersonal aus Kostengründen ent-
lassen hat, haben die Pfl egenden ihre Arbeit 
nicht mehr richtig machen können.» Kon-
kret habe das bedeutet: «Es muss zu jeder 
Zeit immer mindestens eine diplomierte 
Pfl egefachperson auf einer Station sein. 
Wenn eine andere Station Unterstützung 
benötigte, musste die zuständige Pfl egefach-
person die Station verlassen. Wegen Perso-
nalmangel wurden dann die Stationen oft 
von Fachleuten Gesundheit (FaGe) oder Aus-
zubildenden betreut – das ist illegal!»

SYSTEM AMEOS
Doch hinter den Zuständen in Einsiedeln 
steht mehr als blosses lokales Versagen. Sie 
sind die Folgen eines Systems. Und dieses 
System heisst Ameos. Die Ameos-Gruppe ist 
ein Konzern, dessen Geschäftsmodell darin 
besteht, öffentliche Spitäler, die den Träger-
schaften «zu teuer» geworden sind, zu über-
nehmen und «fi t» zu trimmen. Auf Kosten 

der Mitarbeitenden – von der Kantine bis in 
den Operationssaal. 

Nach der Übernahme des Spitals Einsie-
deln im Mai 2022 stellte Ameos als eine der 
ersten Amtshandlungen das spitaleigene Res-
taurant auf Selbstbedienung um und ent-
liess fünf langjährige Mitarbeitende – vier 
 davon waren über 58 Jahre alt. Und bereits 
damals musste das Spital auf Verstösse ge-
gen das Arbeitsgesetz hingewiesen werden. 
Trotzdem wurde weiter Personal abgebaut.

Ameos wurde 2002 gegründet und war 
lange mehrheitlich im Besitz des US-ameri-
kanischen Investmentfonds Carlyle Group. 
Einer «Heuschrecke», deren einziges Inter-
esse ist, möglichst viel Profi t aus dem ange-
legten Kapital zu schlagen. Im vergangenen 
Jahr machte Ameos einen Umsatz von über 
einer Milliarde Euro. Hauptsächlich ist die 
Gruppe in Deutschland tätig. Nach eigenen 

Angaben betreibt 
sie an 58 Standor-
ten 10 000 Betten 
und beschäftigt 
18 000 Menschen. 
In Deutschland 
stehen Kliniken 

und Einrichtungen von Ameos immer wie-
der in massiver Kritik. Auch von den Ge-
werkschaften. Ameos-Mitarbeitende haben, 
unterstützt von der Dienstleistungsgewerk-
schaft Verdi, schon zahlreiche Arbeits-
kämpfe ausgefochten. Etliche auch mit 
Streiks. So legten 2020 die Beschäftigten der 
Ameos-Kliniken in Sachsen-Anhalt mehrere 
Wochen lang die Arbeit nieder. Eine Pfl ege-
rin hat dazu ein eindrückliches Tagebuch 
geschrieben (rebrand.ly/streiktagebuch).

Übrigens: Gemietet hat Ameos das Ein-
siedler Spital von der «Stiftung Krankenhaus 
Maria zum fi nsteren Wald». Und: Ameos 
weist alle Vorwürfe zurück.

Spital Einsiedeln wird vom umstrittenen Ameos-Konzern geführt

Assistenz-Docs weg, 
schwere Vorwürfe 

UNMENSCHLICH: Profi te interessieren Ameos 
mehr als Patientinnen und Patienten. FOTO: PD

Die Leitung hat
das komplette
Hilfspersonal
entlassen.
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SPEKTAKULÄRER ARBEITS-
KAMPF: Unia-Chefi n Vania 
Alleva (im roten Mantel) 
mit den streikenden 
«Smoodeurs» letzten 
Dezember in Genf.
FOTO: LUCAS DUBUIS

 Massenentlassung bei Smood-Subunternehmen

221 Kurierinnen 
und Kuriere erhalten 
die Kündigung.



Seit zwei Jahren strampelt Michele Z. (28)
für Uber Eats. Jetzt packt er aus:

«Ein Fluch, wenn du 
davon leben musst»
Anfänglich reizte Michele Z.*
die Flexibilität und Freiheit als
Kurier für den Lieferdienst 
Uber Eats. Heute bezeichnet er 
seinen Job als krasse Form der 
Abhängigkeit. 
KLAUS PETRUS

Eine App, ein Klick, eine Pizza: Essen auf Be-
stellung ist seit Jahren angesagt. Und mit Co-
rona haben Food-Lieferdienste noch einmal 
zugelegt. Die Firma «Just Eat» etwa, Nummer 
1 in der Schweiz, hat voriges Jahr ihren Um-
satz verdoppelt. Tatsächlich sind sie kaum 
noch aus dem Stadtbild wegzudenken, die Ku-
rierinnen und Kuriere mit ihren auffallenden 
Jacken und Rucksäcken. Und man fragt sich 
unweigerlich: Ist das der «easy Job» für junge 
Leute, die gern in der Gegend rumkurven, 
oder ist es Ausbeutung?

Kurier Michele Z. sagt klar: «Das Fahren 
ist ein Fluch, wenn du davon leben musst.» Der 
28jährige aus Zürich arbeitet seit zwei Jahren 
für Uber Eats, ein Tochterunternehmen des 
multinationalen Konzerns Uber.

KRASSE ABHÄNGIGKEIT
Uber Eats tritt in Zürich seinen Mitarbeiten-
den gegenüber noch immer nur als «Partner» 
auf, nicht aber als Arbeitgeber (siehe Artikel 
rechts). Die Arbeit der Kurierinnen und Ku-
riere wird nicht im Stundenlohn vergütet, son-
dern pro Lieferung. So bekommen Uber-Eats-
Kuriere 4 Franken pro Auftrag, 1.50 Franken 
pro Kilometer und nochmals so viel pro Ablie-
ferung. Das Unternehmen gibt an, man könne 
während der Essenszeiten im Schnitt auf ei-
nen Stundenlohn von 21 Franken kommen. 

Michele Z. sagt dazu: «Höchstens auf dem 
Papier und auch nur, wenn du permanent 
dran bist.» Weil er in diesem Arrangement als 
Selbständiger tätig ist, zahlt ihm Uber Eats ent-
sprechend keine Sozialversicherung und auch 
keine Ferienzulage, er hat bloss eine minimale 
Unfallversicherung, und die Reparaturen am 
Velo oder am Auto werden ihm nicht vergütet. 
«Unter dem Strich bleiben mir vielleicht 
12 Franken die Stunde, wenn ich Glück habe, 
mal 15 Franken.» 

Michele Z. ist ein «Gig worker», einer, der 
auf Abruf kurze Arbeitseinsätze macht. Die 
ganze Branche wird als Gig Economy oder 
Plattformwirtschaft bezeichnet und ist welt-
weit massiv am Wachsen. Eine Befragung von 
der Agentur McKinsey hat ergeben, dass etwa 
ein Drittel der US-amerikanischen Arbeiter-
schaft selbständig ist und davon inzwischen 
mehr als die Hälfte von Minijobs lebt – vor 

zehn Jahren war es knapp ein Fünftel. Dazu 
zählen typischerweise Kurierdienste, aber 
auch Reinigungs- und Betreuungsarbeiten, 
Einsätze in Kantinen und Restaurants sowie 
Arbeiten vom Computer aus wie Übersetzun-
gen oder IT-Dienstleistungen.

Weil es sich um Kurzeinsätze handelt, ge-
hen die meisten «Gig workers» mehreren Jobs 
nach. So auch Michele Z. Er arbeitet zusätz-
lich 25 Prozent bei einer Firma, wo er für IT 
verantwortlich ist, sowie in einer Bar. Diese 
musste allerdings schon im ersten Corona-
Lockdown schliessen. Und so schwang sich 
Michele Z. öfter aufs Velo und lieferte für Uber 
Eats Essen aus. «Da merkte ich: Ich kann 
strampeln, wie ich will, auf einen grünen 
Zweig komme ich nicht.»

Seit Jahren kritisieren die Gewerkschaf-
ten, dass Arbeit auf Abruf gesetzlich unzurei-

chend reguliert sei. 
Das führt unter an-
derem dazu, dass Fir-
men ihre Mitarbei-
tenden allein für die 
Dauer der Arbeit be-
zahlen. Auch Mi-
chele Z. musste zwi-
schen den Aufträgen 
oft warten, Geld be-

kam er dafür aber keines. Er bezeichnet sein 
Arbeitsverhältnis als «Scheinselbständigkeit». 
Anfänglich habe er die Flexibilität, die Unab-
hängigkeit und das Unkomplizierte an dieser 
Arbeit geschätzt: «In Wahrheit ist das aber 
eine krasse Form der Abhängigkeit: Ob ich 
überhaupt einen Auftrag kriege – wann genau, 
für wen und wie viel ich dafür bekomme –, das 
alles wird von Uber Eats festgelegt.»

STÄNDIGE BEWERTUNG
Marisol Keller, die an der Universität Zürich 
über Gig Economy forscht, sieht in diesem 
Machtverhältnis eines der zentralen Merk-
male von Minijobs. «Die Abhängigkeit gerade 
von Plattformen ist umso problematischer, als 
diese oft gar nicht Arbeitgeber sind, sondern 
nur als Vermittler auftreten – was zudem vie-
len, die diese Arbeit in Anspruch nehmen, gar 
nicht bewusst ist.» Keller macht noch auf 
 einen anderen Aspekt der Abhängigkeit auf-
merksam. «Gerade wenn man in die Gig Eco-
nomy einsteigt, muss man sich erst eine Repu-
tation aufbauen, da man auf diesen Plattfor-
men ständig bewertet wird: Habe ich schnell 
genug geliefert, gut genug geputzt, war ich 
freundlich genug? Das kann bei den Arbeiten-
den zu grossem Stress führen.» 

Michele Z. will sich das nicht weiter an-
tun, er sucht nach einem anderen Job. «So cool 
diese Arbeit ohne Chef und feste Zeiten ausse-
hen mag: es ist alles andere als ein Zucker-
schlecken.»

Uber vs. Gewerkschaften: Der grosse Showdown in Genf

Jetzt muss Uber endlich zahlen
Seit Ende Juni verhandeln 
in Genf Vertreter des US-
Konzerns Uber mit den
Gewerkschaften. Nicht 
ganz freiwillig. Und mit 
einem ersten Sieg für die 
Fahrerinnen und Fahrer.
CHRISTIAN EGG

Es ist acht Uhr abends, eine Dreierdelegation 
der Unia betritt das Verwaltungsgebäude an 
der Place de la Taconnerie in Genf. Es sind der 

Uber-Fahrer Phil-
ippe Frezier, die 
Anwältin Orlane 
Varesano und He-
lena Verissimo de 
Freitas, Vize-Che-
fi n der Unia Genf. 
Sie treffen an die-

sem denkwürden 28. Juni auf einen Vertreter 
und eine Vertreterin des US-Konzerns Uber, ge-
gen den die Unia seit 2015 Dutzende Proteste 
und Prozesse geführt hat. Und der billiger ist 
als normale Taxis, weil er die Fahrerinnen und 
Fahrer schlecht und die Sozialabgaben gar 
nicht bezahlt.

FAST EINE MILLION PRÄMIE
Die Runde trifft sich bereits zum zweiten Mal. 
Dabei ist auch eine Delegation der Gewerk-
schaft Sit und die Gastgeberin: Fabienne Fi-
scher, grüne Regierungsrätin und Chefi n des 
Wirtschaftsdepartements. Eine Woche zuvor 

starteten die Verhandlungen. Jetzt wollen die 
Gewerkschaften konkrete Zusagen. Sonst, das 
haben sie klargemacht, sehen sie für die Ge-
spräche keine Zukunft.

Was folgt, ist ein hartes, langes Ringen. 
Fünfeinhalb Stunden. Und dann: eine Eini-
gung, morgens um halb zwei. Mit drei handfes-
ten Resultaten: Uber verpfl ichtet sich erstens, 
einen Garantiefonds von fünf Millionen Fran-
ken einzurichten, hinterlegt bei einem Genfer 
Notar. Als Sicherheit für ausstehende Löhne 
und Spesen von Fahrerinnen und Fahrern. Bis 
Ende August soll das Geld überwiesen sein.

Damit erfüllt der US-Konzern eine Haupt-
forderung der Gewerkschaften. Der Fonds ver-
hindert, dass die Fahrerinnen und Fahrer mit 

leeren Händen dastehen, sollte sich Uber plötz-
lich aus dem Staub machen. Zweitens zahlt 
Uber, ebenfalls bis Ende August, allen rund 800 
Genfer Fahrerinnen und Fahrern eine Prämie, 
abhängig von ihrem Arbeitseinsatz in den letz-
ten sechs Monaten. Total 930 000 Franken. Für 
den Genfer Uber-Fahrer Maged Haridy ist das 
eine gute Nachricht. Er hat seit Ende Mai tur-
bulente Zeiten erlebt. 

MUNTER WEITER GETRICKST
Damals gab das Bundesgericht dem Kanton 
Genf recht und entschied: Uber ist ein Arbeit-
geber. Ein bahnbrechendes Urteil, denn damit 
haben die Fahrerinnen und Fahrer Anrecht auf 
einen regulären Lohn und Sozialleistungen. 

Am nächsten Tag liess der Kanton Genf 
die Uber-App sperren. Doch knapp eine Woche 
später gab er wieder grünes Licht. In einer um-
strittenen Vereinbarung und ohne Einbezug 
der Gewerkschaften hatte sich Uber verpfl ich-
tet, Löhne und Sozialleistungen zu bezahlen. 
Kaum war die Sperre weg, griff Uber tief in die 
Trickkiste und präsentierte ein «Partnerunter-
nehmen» namens MITC. Dieses werde die Fah-
rerinnen und Fahrer anstellen (work berich-
tete: rebrand.ly/rotekarte).

Uber-Fahrer Haridy hat bei MITC unter-
schrieben, um weiter seinen Lebensunterhalt 
bestreiten zu können. Auf der Lohnabrechnung 
stehen jetzt die Stunden, die MITC bezahlt. 
Aber beim Fahren sieht er auf der Uber-App nur 
den Umsatz, der er erwirtschaftet.  Früher sei es 
klar gewesen: «Uber hat vom Umsatz 27 Prozent 
abgezogen, der Rest war mein Einkommen. 
Jetzt ist völlig undurchsichtig, wie mein Lohn 
zustande kommt.» Sein Verdienst sei heute je-
denfalls nicht besser als vorher. Das Problem: 
Derzeit zahlt MITC nur dann einen Lohn, wenn 
Haridy jemanden chauffi ert. Wenn er wartet 
oder von einem Auftrag zurückfährt, bekommt 
er nichts. Doch das widerspricht den Regeln des 
Personalverleihs. Der Kanton Genf ordnete des-
halb im Juni eine Schlichtung an, die aller-
dings keine Lösung brachte.

Deshalb ist die Einigung vom frühen 
Morgen des 29. Juni so wichtig. Denn als drit-
ten Punkt enthält sie: Uber, die Gewerkschaf-
ten und der Kanton verhandeln weiter. Und 
mit einem klaren Fahrplan. Bis Ende August 
wird festgelegt, wie die Lohnnachzahlungen 
an die Fahrerinnen und Fahrer berechnet 
werden. Und bis Ende September die defi niti-

ven Arbeitsbedingungen beim Uber-«Partner-
unternehmen» MITC.

KANTON MACHT DRUCK
Ganz freiwillig haben sich die Uber-Manager 
nicht mit Unia und Sit an einen Tisch gesetzt. 
Der Kanton hat das Uber-Verbot nur suspen-
diert. Und jetzt eine Frist gesetzt: Wenn es bis 
am 15. Oktober keine Einigung gibt, wird Uber 
im Kanton verboten.

Helena Verissimo de Freitas von der Unia 
Genf ist zufrieden, dass sie jetzt endlich mit 
Uber über die Punkte, die für die Fahrerinnen 
und Fahrer wichtig sind, verhandeln kann. 
Denn wegen der vorschnellen Vereinbarung 
zwischen Uber und dem Kanton sei viel Zeit ver-
loren gegangen: «Die Arbeit, die wir jetzt anpa-
cken, hätten wir im Juni machen sollen!»

Und im Rest der Schweiz? Nach dem Bun-
desgerichtsurteil will eine Mehrheit von ihnen 
jetzt endlich aktiv werden, wie eine Umfrage der 
«Luzerner Zeitung» zeigt. Für den Kanton Bern 

sei demnach 
klar, dass Fahre-
rinnen von Uber 
und Uber Eats 
«als Angestellte 
zu behandeln» 
seien. Dies werde 

«ab sofort» auch kontrolliert. Ähnlich äussern 
sich Solothurn und Freiburg. Der Kanton Waadt 
verlangt von Uber, den Fahrerinnen und Fahrern 
einen Arbeitsvertrag auszustellen, sonst droht 
der Bewilligungsentzug. Noch nicht handeln 
wollen dagegen Zürich und Basel-Stadt: Sie war-
ten auf ein weiteres Bundesgerichtsurteil zu den 
Sozialversicherungen, das noch hängig ist.

UBER-EATS-FAHRER MICHELE Z.: «Ob ich überhaupt einen Auftrag kriege – wann genau, für wen und 
wie viel ich dafür bekomme –, das alles wird von Uber Eats festgelegt.» FOTO: KLAUS PETRUS

«Unter dem
Strich bleiben
mir vielleicht
12 Franken die
Stunde.»

UBER EATS-FAHRER
MICHELE Z.

* Name geändert PROTEST IN GENF: Uber-Fahrer fordern vom US-Konzern die Nachzahlung ihrer Löhne. FOTO: UNIA

«Uber Files» erlauben Einblicke 
ins Innerste des US-Konzerns

90 Millionen 
Dollar fürs 
Lobbying 
Diskrete Treffen am WEF in Davos,
ein käufl icher Uniprofessor und ein
Minister, der persönlich eingreift:
Jetzt zeigen interne Dokumente, wie der
Dumping-Taxidienst vorgegangen ist.

Marseille, 2015. Für einen kurzen Moment glauben sich die 
Taxifahrerinnen und -fahrer am Ziel. Den Sommer hindurch 
hatten sie gegen die illegalen Praktiken des Dumping-Fahr-
diensts Uber protestiert, der ihre Existenz bedroht. Endlich, 
im Oktober, erlässt der Polizeipräfekt eine Verordnung und 
schränkt damit die unfaire Konkurrenz massiv ein.

Doch jetzt greift der Uber-Chefl obbyist zum Handy. Er 
schickt ein SMS nach Paris. An einen jungen, aufstrebenden 
Minister. Sein Name: Emmanuel Macron. 

Der schreibt zurück: «Ich werde mir die Sache persönlich 
anschauen.» Noch am selben Tag wird die Verordnung ent-
schärft.

AGGRESSIV. Der SMS-Austausch fi ndet sich in einer Samm-
lung von gut 124 000 internen Dokumenten, die ein Uber-In-
sider der britischen Zeitung «Guardian» zuspielte. Sie geben 
einen Einblick in das aggressive Geschäftsgebaren des US-Kon-
zerns (Jahresumsatz: 17 Milliarden Dollar). Das Konsortium 
ICIJ, bestehend aus mehr als 180 Journalistinnen und Journa-
listen internationaler Medien, hat die Dokumente aus den 
Jahren 2013 bis 2017 ausgewertet.

In dieser Zeit stiess Uber auf Widerstand, vor allem in Eu-
ropa. Weil sich der Konzern grundsätzlich nicht um geltende 
Gesetze schert. Jetzt zeigen die geleakten Unterlagen: Um da-
mit durchzukommen, budgetierte der Konzern alleine im 
Jahr 2016 satte 90 Millionen Dollar für Lobby- und PR-Tätigkei-
ten. Politiker und Regierungsvertreterinnen wurden grosszü-
gig beschenkt, mit Rabatten auf Uber-Fahrten, Mittagessen 
auf «höchster Ebene», Wahlkampfspenden und so weiter.

GEKAUFT. Auch ein deutscher Professor liess sich einspannen. 
Justus Haucap, Wirtschaftswissenschafter der Universität Düs-
seldorf, veröffentlichte 2014 in der «Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung» einen Gastbeitrag zum Taximarkt. Darin spricht er 
sich für Deregulierung aus und lobt die Sharing Economy, die 

«auch die Umwelt schont». Die Uber-
Files zeigen: Den Artikel hatte Uber 
bestellt. 4000 Euro überwies der Ta-
xidienst dem Professor dafür. Die Zei-
tung wusste offenbar nichts davon.

Eine perfekte Gelegenheit, um 
die Reichen und Mächtigen zu beein-
fl ussen, war das WEF in Davos. Das 
Uber-Leak erlaubt deshalb auch ei-
nen seltenen Blick hinter die Kulis-
sen der umstrittenen Veranstaltung. 
Es enthält ein 98 Seiten starkes Brie-
fi ng aus dem Jahr 2016. Wie das Re-
cherche-Kollektiv auf seiner Website 
schreibt, traf Uber-Chef Travis Kala-
nick demnach in Davos vier Premier-
minister und zwei Vizepräsidenten 

der EU-Kommission, den Financier Nat Rothschild, den Putin-
Vertrauten Oleg Deripaska, die Gründerin der Onlinezeitung 
«Huffi ngton Post» und den Chef der mittlerweile sanktionier-
ten russischen Sperbank. Und die Lobbymaschine funktio-
nierte perfekt: Joe Biden, damals US-Vizepräsident, war nach 
einem vertraulichen Treffen mit Kalanick derart beeindruckt, 
dass er kurzfristig seine WEF-Rede anpasste, um Uber zu 
 loben. Und der israelische Premier Benjamin Netanjahu 
 sicherte dem Uber-Chef volle Unterstützung zu, wie aus 
 Gesprächsnotizen hervorgeht: «Wir werden den Widerstand 
brechen. Lassen Sie uns parallel arbeiten.»

GEWALTSAM. Wie Uber gegen Widerstand vorging, zeigen in-
terne Anweisungen von Kalanick. Als in Paris 2016 die Taxis 
streikten, befahl der CEO dem französischen Management, 
eine Gegendemo mit Uber-Fahrerinnen und -Fahrern zu orga-
nisieren. Die Stimmung war aufgeheizt, Tausende Taxifahrer 
beteiligten sich an den Protesten gegen Uber, blockieren Bahn-
höfe und Flughäfen, Uber-Fahrzeuge brannten. Als die Chefs 
von Uber Frankreich vor der Gefahr warnten, schrieb Kalanick 
zurück: «Ich denke, das ist es wert. Gewalt garantiert Erfolg.» 

Das Vorgehen hatte System. Gegenüber dem «Guardian» 
bezeichnete es ein ehemaliger Uber-Kadermann als Teil einer 
Strategie, die Fahrerinnen und Fahrer «als Waffe einzusetzen» 
und Gewalt gegen sie zu instrumentalisieren, «um die Kon-
troverse am Brennen zu halten». Interne E-Mails liessen ver-
muten, so der «Guardian» weiter, «dass dieses Drehbuch in Ita-
lien, Belgien, Spanien, den Niederlanden und der Schweiz 
wiederholt wurde». Tatsächlich protestierten in den Jahren 
2015 und 2016 auch in der Schweiz Hunderte Taxifahrerinnen 
und -fahrer gegen Uber, allerdings in weit weniger aufgeheiz-
ter Stimmung als in Frankreich.  CHRISTIAN EGG
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«Gewalt
garantiert 
Erfolg.»
 TRAVIS KALANICK, 

UBER-GRÜNDER

Wenn es am
15. Oktober keine
Einigung gibt, will
der Kanton Genf
Uber verbieten.

Uber muss einen
Garantiefonds von
fünf Millionen
Franken einrichten.

DAS SYSTEM UBER: Uber-Gründer Travis Kalanick (oben links) war gerngesehener Gast am WEF in Davos und konnte zur Durchsetzung seines Dumping-Modells auf mächtige Freunde zählen. Etwa auf Frankreichs Präsidenten Emmanuel Macron (oben rechts), 
damals noch Wirtschaftsminister. Während weltweit Taxifahrer und Uber-Fahrerinnen gegen den Ausbeuterdienst demonstrierten. Mit brennenden Reifen (in Frankreich, unten links) und Protestaktionen (in Zürich, Mitte).
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Ende August gehen in der 
Schweiz Hunderte von 
Strompreis-Bomben hoch.
Die bombensichere  Lösung:
Solaranlagen in den Alpen, 
kombiniert mit fi nnischen 
Sandbatterien. Das wäre ein 
Tigersprung!
Ende August 2022 werden alle Lese-
rinnen und Leser von work wissen, 
ob die Strompreise für sie steigen. 
Und wenn ja, wie stark. Einige wer-
den für den Strom gleich viel bezah-
len wie bisher. Bei anderen werden 
sich die Strompreise verdoppeln. 
Wieso diese Differenzen?

Gut 600 Stromverteiler versor-
gen schweizweit die Haushalte und 
Unternehmen mit Strom. Einige von 
ihnen verfügen über eigene Produk-
tion, vorab aus Wasser- und Atom-
kraft. Andere, die wenig bis keinen 
eigenen Strom produzieren, müssen 
diesen teuer, zu teuer einkaufen. Und 
an uns weiterverrechnen.

PREISDECKEL. Soweit überblickbar, 
hat sich bisher niemand ernsthaft mit 
diesem Problem auseinandergesetzt. 
Niemand verlangt einen Strompreis-
deckel für die Stromproduzenten. Sie 
werden die grossen Kriegsgewinnler 
sein, wenn niemand die Handbremse 
zieht. Vergleichbar mit den Ölkonzer-
nen Exxon Mobil, Shell, BP & Co.

Ein Strompreisdeckel wäre kein 
Erdbeben, er würde die Stromland-
schaft Schweiz nicht einmal zwei 
Wochen erschüttern. Parastaatliche 
Elektrizitätswerke, die über keinen 
oder zu wenig Strom verfügen, wer-
den mit Hochdruck in neue, erneuer-
bare Energien investieren müssen. 

GRENGIOLS. Viele wollen es immer 
noch nicht wahrhaben: Schnelle 
Abhilfe gegen Stromlücken und 
steigende Strompreise können und 

werden nur solare Freifl ächen-
anlagen schaffen. Vorab grosse 
Anlagen in den Alpen. Hier hat das 
allgemeine Scharren der Strom-

barone bereits begonnen: Bis vor 
wenigen Monaten bekämpften im 
Wallis das kantonale Elektrizitäts-
werk und die kommunalen Verteiler 
gemeinsam den Bau bifazialer 
Anlagen in den Alpen. Jetzt wollen 
sie plötzlich den Lead in Grengiols 
VS übernehmen. An den Sonnen-
hängen des Safl ischtals soll dort auf 
rund fünf Quadratkilometern der 
grösste bifaziale Solarpark der 
Schweiz entstehen (work berichtete 
hier: rebrand.ly/solar-revolution). Wie 
Elstern klauen die Stromer die Ideen 
Dritter. Gut so, denn das Klauen 
guter Ideen war noch immer die 
erfolgreichste Strategie.

WINTERLOCH. Die Schweiz verfügt 
über Staumauern. In diesen kann 
man gut 7 Milliarden Kilowattstun-
den Strom speichern. Und über 
leistungsfähige Pumpspeicherwerke 
wie Nant de Drance im Wallis und 
Linth-Limmern in den Glarner Alpen. 
Wir stehen im internationalen Ver-
gleich gut da, aber nicht gut genug. 
Denn erstens wird der Stromver-
brauch im Winter wegen der Elektro-
autos und Wärmepumpen ansteigen. 
Dies auch dann, wenn wir viel effi -
zienter werden. Zweitens werden wir 
hoffentlich eher früher als später die 
bestehenden Atomkraftwerke abstel-
len, abstellen müssen. Denn sie sind 
Atombomben im eigenen Land: Das 
ukrainische AKW Saporischschja, das 
wiederholt unter Beschuss stand, 
lässt grüssen! Und drittens haben wir 
schon heute beim Strom ein Winter-
loch, das wir zu wenig ernst nehmen.

HEISSER SAND. Mit herkömmlichen 
Batterien können wir relativ verlust-

frei den Tag-und-Nacht-Ausgleich 
schaffen. Die Batterien speichern 
während des Tages den Solarstrom 
und speisen diesen in der Nacht in 
das System ein. Immerhin! Aber wir 
müssten sinnvollerweise den reich-
lich vorhandenen Sommerstrom in 
den Winter transferieren können. 
Was also tun? Das fi nnische Start-up-
Unternehmen «Polar Night Energy» 
zeigt im noch kleinen Massstab auf, 
wohin die Reise gehen kann:

Schritt 1: Mit Solarstrom 
wird im Sommer Luft auf vorerst 
650 Grad erwärmt.

Schritt 2: Diese erhitzte Luft 
erwärmt in einem weitgehend 
verlustfreien Speicher Sand auf 
400 Grad.

Schritt 3: Im Winter entzieht 
das System dem Sand die Wärme 
und heizt die Häuser.

Bevor man die Häuser heizt, 
könnte zwischengeschaltet auch 
Strom produziert werden. Je grösser 
die Anlagen, desto tiefer die Kosten. 
Bleiben wir dran!

Sandbatterien: Können wir so das Winter-Stromloch stopfen?

LINKS ZUM THEMA
 rebrand.ly/saisonspreicher
Spannend für die Schweiz: Die Speicher 
sind beliebig skalierbar. Man könnte 
neben der Ems-Chemie oder der Lonza 
megaschwere Brummer installieren.

 rebrand.ly/bombensicher
Alle können die deutsche Tageszeitung 
TAZ lesen. 35 000 zahlen freiwillig 
etwas dafür. Die einst weit links 
stehende TAZ ist begeistert von dem 
bombensicheren fi nnischen System.

 Sie fi nden alle Links direkt zum 
Anklicken auf der work-Website unter 
der Rubrik «rosazukunft»: 
www.workzeitung.ch

Erneuerbare Energie:
Solarpaneele und
Windturbinen 
erzeugen Strom

Wind
turbine

Solar
paneele

Sand
speicher

A

AB

30% des Stroms
werden direkt verbraucht

B 70% werden als Wärme
in einen Sandspeicher
geladen

C Warmwasser
aus der Sandbatterie
heizt Gebäude das
ganze Jahr

C

Strom wird
in resistive
Heizspule 
eingeleitet

Luft-Wasser-
Wärmetauscher

Warmes
Wasser wird
in Häuser
und weitere
Gebäude
eingeleitet

Der Sand
speichert Wärme

monatelang

Zirkulierende Luft
erwärmt den Sand
auf 500°C

100 Tonnen Sand, 
mindere Qualität

WUNDERMITTEL SAND: Finnland tüftelt an einem Sandspeicher, mit dem sich Wind- 
und Solarstrom vom Sommer in den Winter transferieren lässt. GRAFIK: GRAPHICNEWS.COM

Neue Juso-Initiative fordert: Superreiche sollen für die Klimakrise bezahlen 

«Wir sitzen nicht alle im selben Boot»
Im ausgetrockneten Flussbett 
der Emme lanciert die Juso 
ihre Initiative für mehr
Klimagerechtigkeit. Denn der 
Hitzesommer zeigte erneut, 
wie dringend eine Klima-
politik ist, die funktioniert.
DARIJA KNEŽEVIĆ

Die Emme im Berner Emmental spielte in 
diesem Sommer verrückt. Bereits im Juni war 
der tiefe Wasserstand des Flusses kritisch. Im 
selben Monat kam eine Flutwelle und rich-
tete Wasserschäden an. Ein Gasthof in 
Schangnau BE musste deswegen den Betrieb 
für knapp zwei Monate einstellen. Nur we-
nige Wochen später war der Fluss an mehre-
ren Stellen wieder komplett ausgetrocknet. 
Die Wasserbestände sind aktuell in vielen 
Schweizer Flüssen und Seen besorgniserre-

gend. Die Seespiegel des Boden-, Walen-, Lu-
ganer- sowie Vierwaldstättersees befi nden 
sich auf einem historischen Tiefpunkt. Auch 
gefährdet der knappe Wasserstand des 
Rheins den internationalen Frachtverkehr. 

Symbolisch für die besorgniserregende 
Wasserknappheit lanciert die Jungpartei ihre 
Initiative im ausgetrockneten Flussbett der 
Emme. An der Neumattbrücke hängen er-
mahnend die Worte: «Unsere Zukunft statt 
ihre Profi te!» Denn Fortschritte in der Klima-
politik sind bitter nötig. Für die Juso ist klar: 
Es braucht Geld für den Klimaschutz. Und be-

zahlen sollen die Reichen und Superreichen. 
Denn diese haben einen unverhältnismässig 
grossen ökologischen Fussabdruck. Dieser be-
rechnet, wie viele Ressourcen verbraucht 
werden. Die zehn reichsten Schweizer Fami-
lien sind jährlich für 39 825 000 Tonnen CO2-
Emissionen verantwortlich. Dies entspricht 
92 Prozent des ökologischen Fussabdruckes 
der gesamten Schweiz. Deshalb ruft die Juso 
die «Initiative für die Zukunft» ins Leben.

50 PROZENT AB 50 MILLIONEN
Konkret fordert die Jungpartei eine Besteue-
rung von 50 Prozent auf Nachlass- und Schen-
kungssteuern. Betroffen davon sind aber nur 
die Superreichen, denn die Steuer soll erst ab 
einem Freibetrag von 50 Millionen Franken 
zum Zug kommen. Nicola Siegrist (25) wurde 
im Juni zum neuen Präsidenten der Juso 
Schweiz gewählt. Er sagt: «Wir holen das Geld 
bei jenen, die am meisten vom zerstörerischen 
Wirtschaftssystem profi tiert haben.»

Die Juso schätzt, dass die Initiative etwa 
2000 steuerpfl ichtige Bürgerinnen und Bürger 
in der Schweiz betreffen würde. Zwischen 6 
und 7 Milliarden Franken Einnahmen soll die 
neue Besteuerung einbringen. Mit dieser 
Steuer wäre die Schweiz kein Spezialfall. In 
Belgien, Deutschland und Frankreich existiert 
bereits eine Erbschaftssteuer für Superreiche. 

Die Initiative sieht vor, die Steuererlöse 
für eine sozial gerechte Bekämpfung der Kli-
makrise einzusetzen. Im Fokus steht dabei be-
sonders die Arbeit, das Wohnen der Bürgerin-
nen und Bürger. Juso-Präsident Siegrist erklärt 
es an der Medienkonferenz im Emmenbach-
bett so: «Sozial gerechter Klimaschutz heisst, 
dass die Menschen nicht zwischen einer er-
neuerbaren Heizung und einer bezahlbaren 
Miete wählen müssen.» 

Cédric Wermuth (36), Co-Präsident der 
SP Schweiz, steht hinter dem Anliegen der 

Juso. Er sagt zu work: «Wenn es um die Klima-
krise geht, sitzen längst nicht alle im glei-
chen Boot.» Während Superreiche einen 
 immensen ökologischen Fussabdruck hinter-
liessen, müssten Bürgerinnen und Bürger die 

Klimakrise ausbaden. «Weder haben alle 
Menschen die gleiche Verantwortung für den 
Klimawandel, noch spüren alle die Folgen 
gleichermassen», so Wermuth.

Für den Co-Präsidenten bringt die In-
itiative einen neuen Hoffnungsschimmer 
für eine funktionierende Klimapolitik: 
«Die Zukunftsinitiative ist für mich auch 
eine Antwort auf das gescheiterte CO2-Ge-
setz». Das Gesetz sei laut Wermuth nicht 
daran gescheitert, dass es zu viel wollte. Das 
Problem lag an zu vielen Kompromissen, 
verlangt durch die bürgerlichen Stimmen 
im Parlament. Deshalb unterstützt die SP 
die Initiative ihrer Jungpartei.

MIT PAROLEN UND PLAKATEN
Wenige Tage vor der Lancierung der Initiative 
reisten Mitglieder der Juso mit Plakaten und Pa-
rolen zum Luxushotel Bürgenstock im Kanton 
Nidwalden. «Jetzt bezahlt ihr», stand ermah-
nend auf einem meterlangen Transparent über 
der Panoramaterrasse des dekadenten Resorts. 
Juso-Chef Siegrist erklärt: «Der Planet brennt, 
und die Superreichen entspannen sich in Lu-
xushotels. Es ist höchste Zeit für eine andere 
Klimapolitik.» Gegenüber work verrät Siegrist: 
Das war nicht die letzte unbequeme Aktion der 
Partei. Unter anderem wird die Jungpartei am 
internationalen Klimastreik am 29. September 
für ihre Initiative laut mitstreiken.

Die zehn reichsten Familien
in der Schweiz verursachen
pro Jahr 39 825 000 Tonnen
CO2-Emissionen.

AUSGETROCKNETE 
EMME: Die passende 
Kulisse für die 
Lancierung der Juso-
Klima-Initiative. Mit 
dabei: Juso-Präsident 
Nicola Siegrist (links) 
und SP-Nationalrat 
Cédric Wermuth. 
FOTO: DAK

JETZT UNTERSCHREIBEN!
Die Juso-Initiative «Für eine Zukunft» gleich 
unterzeichnen: zukunft-initiative.ch
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Sanktionen-Chronik

UBS & Co. 
gegen Kuba
Das US-Wirtschaftsembargo bringt 
Kuba dem Abgrund immer näher. Die 
Uno verurteilt das seit langem, und 
auch die Schweiz kritisiert die Sank-
tionen regelmässig. Ganz anders die 
hiesigen Banken, die sich in vorausei-
lendem Gehorsam üben: Für sie gel-
ten die Sanktionen zwar nicht, trotz-
dem verweigern immer mehr Banken 
Transaktionen auf die Karibikinsel 
kategorisch. Sogar inner-schweizeri-
sche Überweisungen lehnen gewisse 
ab. Schon das Wort «Kuba» im Zah-
lungsvermerk reicht dafür (work be-
richtete: rebrand.ly/kuba-boykott). Ein 
Skandal, den Medicuba Schweiz und 
die Vereinigung Schweiz – Kuba seit 
Jahren anprangern. Jetzt haben die 
beiden Hilfsorganisationen dazu 
eine brisante Broschüre publiziert. 
Sie zeichnet die «Chronik eines amt-
lich beglaubigten Skandals» nach 
und belegt diesen mit bisher unveröf-
fentlichten Dokumenten.

Schweizer Banken gegen Kuba. Chronik 
eines amtlich beglaubigten Skandals, von 
Franco Cavalli, Willi Egloff, René Lechleiter 
et al., Zürich 2022, 120 Seiten. Bestell-
bar für 8 Franken (exkl. Porto) unter: 
info@medicuba.ch. 

Public Eye

Klartext im 
Videopodcast
Die Schweizer Nichtregierungsorga-
nisation Public Eye ist bekannt für 
ihre Knüller-Recherchen und Hinter-
grundberichte. Besonders im Fokus 
hat das Investigativ-Team die helveti-
schen Agrarmultis, Pharmariesen 
und Rohstoffhändler. Aber auch die 

Geschäfte von Banken, Modeketten 
und Onlinehandelsgiganten nimmt 
Public Eye zuverlässig unter die Lupe. 
Was dabei herauskommt, ist gemein-
hin politischer Zündstoff. Und den 
serviert Public Eye neuerdings auf 
dem digitalen Silbertablett – dem 
professionell gemachten Video- und 
Audiopodcast. Reinschauen (oder 
reinhören) dringend empfohlen!

Den Public-Eye-Podcast Wir müssen reden 
gibt es als Video auf Youtube und als 
Audio auf Spotify & Co.:
rebrand.ly/publiceye-podcast

Unia-Migrationstagung

Demokratie-
lücke füllen 
In der Schweiz leben 2,24 Millionen 
Menschen ohne den roten Pass. Das 
entspricht mehr als einem Viertel 
der Schweizer Bevölkerung. Doch 
dieser Viertel darf politisch nicht 
mitreden. Das will die Unia ändern. 
Sie fordert die demokratische Teil-
habe der Migrantinnen und Migran-
ten. Wie das gelingen kann, disku-
tiert ein hochkarätiges Podium an 
der Unia-Migrationstagung. Mit da-
bei unter anderem: Lisa Mazzone, 
grüne Ständerätin und italienisch-
schweizerische Doppelbürgerin, Paul 
Rechsteiner, SP-Ständerat und Ex-
SGB-Präsident, Arbër Bullakaj, Vize-
präsident SP St. Gallen und Sohn ei-
nes Saisonnierstatut-Bauarbeiters, 
Francesca Falk, Migrationshistorike-
rin an der Uni Bern.

Unia-Migrationstagung, Samstag, 
24. September, 10 bis 16 Uhr, Unia- 
Zentralsekretariat, Weltpoststrasse 20, 
Bern. Anmeldung bis am 9. September 
per Mail an: politik@unia.ch.
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Bei den AHV-Renten ist der Teuerungs-
ausgleich obligatorisch. Das hat die 
Schweizer Stimmbevölkerung in der 
Verfassung festgelegt. Bisher hat das 
gut funktioniert. Bei den AHV-Renten 
gab es nicht nur den Teuerungsaus-
gleich. Sondern sie wurden auch noch 
zur Hälfte an die Lohnerhöhungen an-
gepasst. Doch das ist nun gefährdet. 
Ab 2023 drohen erstmals  reale Ren-
tenverluste bei AHV und Pensions-
kasse in der Grössenordnung von 
1000 Franken pro Jahr. Der SGB ver-
langt von Bundesrat und Parlament 
Gegenmassnahmen, damit der Teue-
rungsausgleich gewährleistet ist.

RENTENVERLUST. Für den drohenden 
realen Rentenverlust gibt es zwei Grün-
de: Erstens hinkt der sogenannte AHV-
Mischindex (Durchschnitt von Lohn- 
und Preisindex), mit dem die Renten 
erhöht werden, der Teuerung hinterher. 
Zweitens gibt es auf den Pensionskas-
senrenten keinen Teuerungsausgleich. 
Die AHV-Renten wurden letztmals auf 
den 1. Januar 2021 erhöht. Die nächs-
te Erhöhung ist gemäss Gesetz auf 
den 1. Januar 2023 fällig. 2021 und 

2022 beträgt die  Teuerung zusammen 
rund 3,6 Prozent, davon rund 3,0 Pro-
zent im laufenden Jahr. Die AHV-Ren-
ten werden nicht nur an die Teuerung 
angepasst. Sondern sie steigen auch 
zur Hälfte mit den Löhnen mit. Darum 
sprechen wir auch vom Mischindex. 
Normalerweise ist dieser Mix aus Löh-
nen und Teuerung für die AHV-Renten 
positiv, weil die Löhne stärker steigen 
als die Teuerung. Doch wenn es einen 
Teuerungsschub gibt wie 2022, wirkt 
der Mix negativ. Denn die Teuerung 
wird bei den Löhnen erst mit einem 
Jahr Verspätung ausgeglichen. Bei den 
Lohnverhandlungen im Herbst 2021 
war die Teuerung noch tiefer. Darum 
steigen die Löhne dieses Jahr weniger 
stark als die Teuerung. Das zieht den 
 Mischindex nach unten. 

KAUFKRAFTVERLUST. Für die Pensio-
nierten geht das ins Geld. Die AHV-
Renten liegen im Mittel bei rund 
1800 Franken im Monat. Die mittle-
ren Pensionskassenrenten betragen 
knapp 1700 Franken. Weil es bei der 
Pensionskasse keinen Teuerungsaus-
gleich gibt, resultiert von 2021 bis 

2023 ein Kaufkraftverlust von rund 
675 Franken pro Jahr. Bei der AHV-
Rente ist der reale Rückgang auf-
grund des Mischindexes nicht so 
stark, aber immerhin auch noch fast 
370 Franken jährlich. Aufaddiert sind 
das dann mehr als 1000 Franken. 
Der Verfassungsauftrag verlangt bei 
der AHV einen Teuerungsausgleich. 

Aufgrund der bisherigen Berechnungs-
weise beim Mischindex ist das nicht 
gewährleistet. Damit die Kaufkraft der 
Renten sichergestellt ist, braucht es 
ab 2023 einen Sonderentscheid von 
Bundesrat und Parlament.

Daniel Lampart ist Chefökonom des Schwei-
zerischen Gewerkschaftsbunds (SGB).
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Daniel Lampart

Filmfestival Locarno: Faszinierende Dok über Basler Zierbandproduktion

… und im Wohnzimmer stand
der Fabrik-Webstuhl
Noch bis weit in die 
1970er Jahre produzier-
ten im Kanton Baselland 
Posamenterinnen und 
Posamenter Zierbänder 
in Heimarbeit. Ein wun-
derschön restaurierter 
Dokfi lm holt sie zurück 
ins Gedächtnis.

MATTIA LENTO

Marta Buser-Grieder sitzt zusammen 
mit ihrem Mann Wilhelm an einem 
Tisch in ihrer kargen Wohnung. Im 
Hintergrund ein grosser Webstuhl. 
Sie sagt in die Kamera: «Ich wache um 
5.30 Uhr, manchmal um 5 Uhr, auf 
und setze mich an den Webstuhl. Um 
6 Uhr frühstücke ich zusammen mit 
meinem Mann, und dann kümmern 
wir uns gemeinsam um die Hühner 
und die Schweine. Wenn ich fertig 
bin, gehe ich zurück ins Haus und ar-
beite bis zum Mittagessen und dann 
noch einmal bis zum Abendessen am 
Webstuhl.» 

Als der Dokumentarfi lm «Die 
letzten Heimposamenter» im Jahr 
1974 erschien, konnte sich kaum je-

mand vorstellen, dass die im Film 
 gezeigten Lebenswelten noch exis-
tierten. Das Werk des Schweizer 
 Regisseurs Yves Yersin entstand im 
Auftrag der Schweizerischen Gesell-
schaft für Volkskunde und porträ-
tiert die letzten Heimarbeiterinnen 
und Heimarbeiter der Posament-
industrie. Das 75. Filmfestival in 
 Locarno präsentierte jetzt eine wun-
derschön restaurierte Version. 

BEHUTSAME ANNÄHERUNG 
Heimposamenterinnen gab es in der 
Schweiz seit dem 16. Jahrhundert vor 
allem in der Region Basel. Die Bran-
che hatte ihre Blütezeit im 18. und 

19. Jahrhundert. Die Basler Heimpo-
samenterinnen und Heimposamen-
ter produzierten Zierbänder für die 
Textilindustrie, für Hutfabriken und 
für Verpackungen der Lebensmittel-
industrie. Die Fabriken befanden sich 
hauptsächlich im Kanton Basel-Stadt, 
während ein grosser Teil der Arbeit in 
den Häusern im Kanton Baselland 
ausgeführt wurde. Regisseur Yersin 
führt die Zuschauerinnen und Zu-
schauer mit seiner Kamera nahe an 
Arbeiterinnen wie Marta Buser-Grie-
der heran und zeigt behutsam ihren 
Tagesablauf und ihre Arbeit. Mit 
langsamen, akribischen Gesten arbei-
ten sie hinter den im hellsten Teil des 
Hauses installierten Maschinen. Es 
sind stolze Handwerkerinnen und 
Handwerker. Sie sind sich bewusst, 
dass sie die letzten eines Berufs sind, 
der auf seinen endgültigen Nieder-
gang zusteuert.

Der Film entstand zwar in den 
1970er Jahren, das Leben der Heimpo-
samenterinnen erinnert aber an viel 

frühere Zeiten. Die Webstühle gehö-
ren nicht etwa den Heimarbeiterin-
nen, sondern der Fabrik. Und sie 
kümmern sich zusätzlich um die 
Äcker, die Tiere.

Yersin, der bereits über ein Dut-
zend verschwundene Berufe doku-
mentiert hat, widmet den Frauen 
und Männern an den Webstühlen 
viel Zeit. Er schafft es, das Vertrauen 
der Protagonisten zu gewinnen, in-
dem er ihnen die Freiheit lässt, 
Schweizerdeutsch zu sprechen, und 
allzu viele frontale Interviews ver-
meidet. Der Film verschweigt aber 
auch nicht die schwierige wirtschaft-
liche und soziale Lage dieser Arbeite-
rinnen und Arbeiter, die schlecht be-
zahlt und oft mit dem Verlust ihres 
Arbeitsplatzes erpresst werden. Und 
Regisseur Yersin zeigt auch Heim-
arbeiterinnen und -arbeiter, die sich 
trotz allem wehren: gegen die Aus-
beutung und gegen die Moderne, die 
sie endgültig durch Automatisierung 
ersetzen möchte.

DIE FABRIK ZU HAUSE: Bei Posamenterin Marta Buser-Grieder stehen Bett, Esstisch und Webmaschine (rechts im Bild) im 
gleichen Zimmer. So lebt und webt sie 1974 als eine der letzten Heimarbeiterinnen in der Schweiz. FOTO: SCREENSHOT WORK

Die Heimarbeiterinnen
wissen, dass sie die
letzten ihres Berufs sind.

Grosses Kino: Zwei 
Frauen räumen ab
Das 75. Filmfestival in Locarno fand 
vom 3. bis zum 13. August statt und 
zeigte wie jedes Jahr nicht nur hoch-
karätige Filme, sondern ehrte auch 
die Menschen hinter und vor der 
 Kamera. Die höchste Auszeichnung 
verlieh die Jury dieses Jahr an die 
Brasilianerin Julia Murat (42). Sie er-
hielt den Goldenen Leoparden für 
ihr Drama «Regra 34». Darin setzt 
sich die Regisseurin mit Geschlecht, 
Rassismus, Dekolonisation sowie 
dem repressiven System Brasiliens 
auseinander.

GROSSES KINO. Gleich drei Auszeich-
nungen gewann ausserdem das 
 Jugenddrama «Tengo sueños eléc-
tricos» von Valentina Maurel (34). 
Die Filmemacherin aus Costa Rica 
erhielt unter anderem den Preis für 
die beste Regie. (dak)
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Arbeitskleidung ist auch eine Frage    der Kosten. Das Gesetz regelt sie unvollständig.

Wer bezahlt Ihren   Helm – und wer die Uniform?
Die kostenlose Taschen-
statistik des Bundes zu den 
Sozialversicherungen ist 
eine aufschlussreiche Lek-
türe. Gerade ist die neuste 
Ausgabe erschienen.

Als Bettlektüre eignet sich ein 
gutes Buch besser. Aber gehalt-
voll ist sie schon, die Taschen-
statistik 2022 zu den Sozialver-
sicherungen der Schweiz. Auf 
gerade mal 32 Seiten fl iessen 
satte 212 Milliarden Franken 
durchs fein verzweigte System 
der Vorsorge. Zu jeder Sozial-
versicherung sind die Ein- und 
Ausgaben und ihre Entwick-
lung über die Jahre bis 2020/ 
2021 aufgezeichnet. 

Da erfährt man beispiels-
weise, dass 
 die Durchführungs- und Ver-
waltungskosten der AHV rund 
ein halbes Prozent der ausbe-

zahlten Leistung betragen, bei 
den Pensionskassen hingegen 
im Jahr 2020 unglaubliche 13,6 
Prozent erreichten,
 die Zahl der in den Corona-
jahren 2020 und 2021 gemelde-
ten  Unfälle aus der Betriebs- 
und Nichtbetriebsunfallversi-
cherung deutlich tiefer ausfi el 
als in den Vorjahren, 
 die pro Tag ausbezahlte Mut-
terschaftsentschädigung im 
Durchschnitt 130 Franken be-
trug
 und die Schweiz im Ver-
gleich mit europäischen Nach-
barländern im Verhältnis zu 
 ihrer Wirtschaftsleistung (Brut-
toinlandprodukt, BIP) am we-
nigsten für Sozialschutzleis-
tungen ausgibt. (jk)

Die Taschenstatistik mit allen 
Zahlen und Fakten ist als Gratis-
Download hier erhältlich: 
rebrand.ly/taschenstatistik

Taschenstatistik Sozialversicherung

Wissen kompakt
HASENOHREN & CO.

SAUGLATT
HAT GRENZEN
Hasenohren zu Ostern, 
Chlausmützen im Advent: Im 
Detailhandel haben es man-
che Geschäfte gerne origi-
nell. Nun haben die Firmen 
zwar ein Weisungsrecht, das 
auch auf spezielle Kleidung 
anwendbar ist – aber nur, 
wenn das vorgeschriebene 
Outfi t nicht entwürdigend 
ist. Die Firma darf Ihre Per-
sönlichkeit und Würde nicht 
verletzen, und verboten sind 
auch Kleidervorschriften, die 
sachlich keine Begründung 
haben. Mehr dazu im work-
Beitrag vom März 2018: 
rebrand.ly/kleidervorschrift

Sonntagsarbeit 
für Eltern: Was gilt 
im Gastgewerbe?
Mein Mann und ich arbeiten beide in 
einem Bahnhofkiosk. Dort haben wir 
bisher praktisch jeden Monat je einen 
freien Sonntag erhalten. Nun möchte 
mein Mann ins Gastgewerbe wech-
seln. Ein Freund, der bereits dort 
arbeitet, hat ihm aber gesagt, er 
bekomme dort nur an vier Sonntagen 
pro Jahr frei. Da wir zwei schulpfl ich-
tige Kinder haben, möchte ich, dass 
mein Mann weiterhin einmal pro 
Monat einen freien Sonntag hat. Kann 
er dies verlangen?

MYRIAM MUFF: Ja. Gemäss der Verord-
nung 2 zum Arbeitsgesetz haben Gas-
tro-Mitarbeitende mit Erziehungspfl ich-
ten das Recht auf mindestens zwölf 
freie Sonntage pro Kalenderjahr. Als er-
ziehungspfl ichtig gelten Eltern mit Kin-
dern bis zu 15 Jahren. Wenn der 

Freund Ihres Mannes nur an vier Sonn-
tagen pro Jahr freibekommt, ist anzu-
nehmen, dass er keine Kinder hat oder 
aber solche, die älter sind als 15. In 
 einem solchen Fall ist es nämlich zu-
lässig, den Angestellten nur vier freie 
Sonntage pro Jahr zu gewähren. Vor-
ausgesetzt, sie müssen im Durch-
schnitt nicht mehr als fünf Tage pro 
Woche arbeiten.
Für Sie als Mitarbeitende am Bahnhof-
kiosk hingegen spielt es keine Rolle, 
wie alt Ihre Kinder sind. Im Gegensatz 
zu Gastro-Angestellten haben Sie 
 immer Anrecht auf zwölf freie Sonntage 
pro Jahr – und zwar unabhängig davon, 
ob Sie Erziehungspfl ichten haben oder 
nicht. 

Invalidität: Habe 
ich Anrecht auf eine 
IV-Rente?
Da ich nach meinem Studium in 
Deutschland keine Arbeit gefunden 
habe, entschied ich vor zweieinhalb 
Jahren, mein Glück in der Schweiz zu 
versuchen. Es klappte, und ich habe 
sofort Arbeit gefunden. Leider bin ich 
nun vor einem halben Jahr schwer er-
krankt; gemäss den Ärztinnen und 
Ärzten werde ich dauernd erwerbs-
unfähig bleiben. Habe ich Anspruch 
auf eine Invalidenrente?

MYRIAM MUFF: Es kommt darauf an, 
ob Sie vor oder neben Ihrem Studium 
bereits gearbeitet haben. Auch wenn 
alle in der Schweiz wohnhaften oder er-
werbstätigen Personen obligatorisch 
der IV unterstellt sind, heisst das noch 
nicht, dass sie in jedem Fall Anspruch 
auf Leistungen haben. Für eine IV- 
Rente sind nämlich grundsätzlich drei 
Beitragsjahre in der Schweiz erforder-
lich. Diese Voraussetzung erfüllen Sie 
im konkreten Fall nicht. Haben Sie je-
doch vor Ihrem Umzug in die Schweiz 
bereits in Deutschland oder in einem 
anderen EU- oder EFTA-Land gearbeitet 
und Versicherungsbeiträge bezahlt, 
wird Ihnen diese Zeit angerechnet. 
Auch dann müssen Sie aber in der 
Schweiz mindestens ein ganzes 
 Beitragsjahr vorweisen können, um die 
IV-Rente zu erhalten. Haben Sie aber 
vor dem Abschluss Ihres Studiums 
noch gar nie gearbeitet, erhalten Sie 
mit zweieinhalb Beitragsjahren in der 
Schweiz leider keine IV-Rente.

KLARE REGELN: Gastro-Mitarbeitende 
mit Kindern bis zu 15 Jahren haben das 
Recht auf mehr freie Sonntage. FOTO: ISTOCK

Darauf sollten Sie beim 
Stereoanlagen-Kauf achten

KLASSISCH. Die Kombination aus Verstärker/Receiver, Boxen und komfortablem Ohrhörer wird 
heute ergänzt mit modernen Empfangstechniken. FOTO: ADOBE STOCK

Wer guten Klang will,
braucht noch immer eine
gute Anlage.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Trotz In-Ear-Kopfhörern oder Bluetooth-Boxen: für Anhänge-
rinnen und Anhänger des guten Klangs braucht es zum 
Musikhören auch heute noch eine 
Stereoanlage. Das Musikverhalten hat 
sich in den letzten Jahren allerdings 
stark verändert: Musik wird heute 
mehrheitlich übers Internet und übers Handy gehört, immer 
weniger auf CD oder Schallplatte. Folgendes sollten Sie des-
halb beim Kauf einer Anlage beachten: 

DER PASSENDE RECEIVER. Zum Musikhören reicht ein Stereo-
Receiver. An ihm lassen sich zwei Boxen anschliessen. Anders 
ist es, wenn man auch Filme mit Surround-Ton abspielen 
will, der von allen Seiten kommt. Dann braucht man einen 
AV-Receiver. An ihm lassen sich Surround-Lautsprecher, der 
Blu-ray-Player oder Spielekonsolen anschliessen. Eine prak-
tische Variante sind Streaming-Receiver. Diese sind  mit dem 
Internet verbunden und können Streaming-Apps wie Spotify 
direkt und ohne Handy empfangen. Auch das Streamen von 
einem Netzwerkspeicher (NAS)  aus ist damit möglich. Wich-
tig ist ausserdem die Bluetooth-Funktion, um das Handy mit 
der Anlage zu verbinden.

DAS PASSENDE RADIO. UKW soll in der Schweiz Ende 2024 
abgestellt werden. Die Nachfolger sind DAB+ und Internet-
radio. Selbst wenn das Internet ausfällt, hat man mit DAB+ 
Empfang. Dafür ist die Verbindung mit Internetradio auch 
bei schlechtem Antennensignal möglich. Zudem lassen sich 
mehrere Zehntausend Sender übers Internet empfangen – 
deutlich mehr als mit DAB+. MARC MAIR-NOACK

Myriam Muff 
von der Unia-Rechtsabteilung
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

 Das 
offene 

Ohr tipp im work

Was Berufskleidung ist, 
wer dafür bezahlt und 
wer sie reinigen muss, ist 
durchs Gesetz nicht bis ins 
Detail geregelt. Oft schafft 
der GAV mehr Klarheit.
MARTIN JAKOB

Eins ist sicher – und wird doch 
nicht in allen Firmen korrekt 
gehandhabt, wie die Suva im-
mer wieder feststellt: Alle Klei-
dungsstücke, die zur persönli-
chen Schutzausrüstung zählen, 
muss die Firma zur Verfügung 
stellen und bezahlen. Ebenso 
ist sie für Reinigung, Instand-
haltung und Ersatz zuständig. 
Das ist im Arbeitsgesetz ge-
nauso klar geregelt wie in der 
Verordnung über die Unfall-
verhütung. Zur persönlichen 
Schutzausrüstung zählen je 
nach Beruf und Arbeitsplatz: 

 Sicherheitsschuhe, gepolsterte 
oder signalfarbene Überkleider, 
Helm und Schutzbrille. Dafür 
kann – mehr noch: muss – die 
Firma auch verlangen, dass die 
Schutzausrüstung bei der Ar-
beit tatsächlich getragen wird.

TENUEBEFEHL. Weniger eindeu-
tig liegen die Dinge bei der Uni-
form oder bei der Dienstklei-
dung, wie sie etwa in der 
 Gastronomie und im Detail-
handel üblich sind. Zwar sagt 

das Obligationenrecht, die Ar-
beitenden seien von der Firma 
«mit den Geräten und dem Ma-
terial auszurüsten», das zur Ar-

beit notwendig sei. Zweifellos 
fällt die obligatorische Uni-
form – also jede Form von be-
fohlener Einheitskleidung – un-
ter diese Bestimmung. In der 
steht aber auch, sie gelte nur, 
falls nichts anderes verabredet 
oder üblich sei. Die Firmen kön-
nen also in Arbeitsverträgen 
oder Reglementen festlegen, 
dass Uniformen ganz oder teil-
weise von den Arbeitenden zu 
bezahlen seien, oder sie kön-
nen eine Depotzahlung verlan-
gen. Können die Arbeitskleider 
nicht in der Freizeit getragen 
werden, ist auch die Reinigung 
Sache der Firma. Sie kann den 
Arbeitenden aber auch eine 
Waschpauschale bezahlen.

So oder so: Besteht ein Ge-
samtarbeitsvertrag, der die 
Frage der Uniform oder einer 
anderen Art der Berufsklei-

dung verbindlich regelt, kann 
die Firma nicht zum Nachteil 
der Mitarbeiterin oder des Mit-
arbeiters davon abweichen. Auf 
gav-service.ch können Sie nach-
schauen, ob und wie Ihr GAV 
diese Frage regelt.

KAUFZWANG: NEIN. Firmen in 
der Modebranche sehen es 
gern, wenn die Angestellten 
Kleider der eigenen Marken tra-
gen. Wünschen dürfen sie das. 
Falls sie es aber anordnen, müs-
sen sie die Kleider kostenlos ab-
geben. Erzwungene Käufe im 
 eigenen Geschäft sind durchs 
sogenannte Truckverbot aus-
drücklich untersagt!

TENUEWECHSEL. Ob Umkleide-
zeit zur anrechenbaren Arbeits-
zeit zählt, ist gesetzlich nicht 
ausdrücklich geregelt. Auf ge-

werkschaftlichen Druck hin ist 
mittlerweile klar: Das Umzie-
hen zählt zur Arbeitszeit, wenn 
es für die Tätigkeit notwendig 
ist. Das Seco hält in einer Weg-
leitung dazu fest, das gelte zum 

Beispiel für das Anziehen von 
Schutzausrüstung aller Art 
oder von steriler Arbeitsklei-
dung. Bei Arbeitsuniformen 
ohne Schutzfunktion zählt das 
Umziehen hingegen nicht zur 
Arbeitszeit, wenn die Angestell-
ten wählen können, ob sie sich 
zu Hause oder am Arbeitsort 
umziehen. Dies ist zum Beispiel 
bei einer Kassierin im Super-
markt der Fall. 

GUT GESCHÜTZT: Zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz sind die Firmen 
verpfl ichtet, die geeignete Ausrüstung abzugeben – kostenlos. FOTO: ADOBE STOCK

MARTIN JAKOB

Da waren Sie gerade mal 7 km/h 
zu schnell unterwegs: macht 100 
Franken Busse. Sie waren mit dem 
Velo nachts ohne Licht unterwegs: 
20 bis 60 Franken. Sind Sie im Park 
mit einem Joint erwischt worden? 
100 Franken. Falls Sie im Kanton 
Bern über die Polizeistunde hin-
aus in der Beiz sitzen bleiben: 
macht 40 Franken fürs «Über-
höckle». Und spucken Sie in Vol-
ketswil ZH auf öffentlichen Boden, 
kostet Sie das 30 Franken. 

In allen genannten Fällen 
handelt es sich um Ordnungsbus-
sen. Sie unterscheiden sich von 
Geldstrafen, die nur ein Gericht 
verhängen darf, durch ihre gerin-
gere Höhe (bis 300 Franken) und 
dadurch, dass sie direkt von den 
dazu ermächtigten Amtspersonen 
verhängt werden. Also zum Bei-
spiel von der Polizei, von Forstwar-
ten und Jagdaufsehern. Die Bus-

sen müssen in einem Katalog 
 beschrieben sein, ihre Höhe ist für 
jede Widerhandlung verbindlich 
festgelegt und für alle gleich. 

422 VERKEHRSSÜNDEN
Die Ordnungsbussenverordnung 
des Bundes umfasst über 500 
Punkte, 422 davon betreffen Über-
tretungen nach dem Strassenver-
kehrsgesetz. Zusätzlich haben die 
Kantone eigene Bussenverordnun-
gen, die sich durchaus voneinan-
der unterscheiden. Zum Beispiel 
beim Littering: Das Entleeren ei-
nes Aschenbechers im Freien kos-
tet im Kanton Luzern 80 Franken, 
im Kanton Bern 150 Franken, das 
Liegenlassen von Hundekot im 
Kanton Zürich 60 Franken, im Lu-
zernischen 80 Franken und bei 
den Bernern 100 Franken. Und der 
Kanton Aargau kennt für Littering 

aller Art nur die Höchststrafe im 
Ordnungsbussenrecht: ganze 300 
Franken. Auch den Gemeinden 
steht es frei, eigene Bussen zu ver-
ordnen. So belegt Grüsch GR im 
Prättigau das Betreten und Befah-
ren von Äckern oder Heuwiesen 
während der Vegetationszeit mit 
100 Franken Busse, und in Volkets-
wil, wo die 30-Franken-Busse fürs 
Spucken gemäss dem Polizeichef 
Roland Vetter letztmals im Jahr 
2020 ausgestellt wurde, steht auch 
das Belästigen oder Erschrecken 
von Personen und Tieren unter 
Strafe: 100 Franken Busse.

EINSPRACHE IST RISKANT
Erhalten Sie eine Ordnungsbusse 
aufgebrummt, stehen Ihnen zwei 
Möglichkeiten offen:
 Bezahlen Sie die Busse sofort 
oder innert der gesetzten Frist (in 
der  Regel 30 Tage), ist das Verfah-
ren ohne weitere Folgen abge-
schlossen. Der Vorgang wird in 
kein Register eingetragen und kei-
ner weiteren Amtsstelle gemeldet. 
 Erheben Sie aber Einsprache 
oder lassen Sie die Zahlungsfrist 
verstreichen, wird ein ordentli-
ches Strafverfahren eingeleitet. 
«Ob sich das lohnt, ist bei Ord-
nungsbussen im Strassenverkehr 
in jedem Einzelfall sorgfältig zu 
prüfen», sagt Roman Schlatter 
vom Coop-Rechtsschutz (siehe 
auch work-Tipp). «Im ordentlichen 
Verfahren nimmt die Staatsan-
waltschaft eine Gesamtwürdi-
gung vor. Kommt sie nach Ein-
blick in die Polizeiakten zum 
Schluss, dass die beschuldigte Per-
son durch die Widerhandlung je-
manden gefährdet, verletzt oder 
Schaden verursacht hat, besteht 
sogar das Risiko einer Meldung 
ans Strassenverkehrsamt. Dieses 
prüft in einem zweiten Verfahren 
eigene Massnahmen wie etwa 
eine Verwarnung oder einen Füh-
rerausweisentzug.»

Auch falls im Strafverfahren 
nur die Ordnungsbusse bestätigt 

wird, besteht ein hohes Risiko von 
zusätzlichen Verfahrenskosten, 
die leicht ein Mehrfaches der 
Busse betragen. Schlatter rät des-
halb, nie «aus Prinzip» Einsprache 
zu  erheben, sondern eine genaue 
Chancen-Risiko-Abwägung vorzu-

nehmen und zu bedenken, dass 
Gerichte dazu neigen, der Polizei 
mehr zu glauben als der gebüssten 
Person, wenn Aussage gegen Aus-
sage steht.

BUSSEN, DIE KEINE SIND
Der Volksmund nennt sie gern 
Bussen: die Geldbeträge, welche 
die SBB fürs Fahren ohne gültigen 
Fahrausweis, die Ladengeschäfte 
bei Diebstahl oder Grundeigen-
tümer fürs unbefugte Parkieren 
verlangen. Jedoch: Bussen sind 
das strenggenommen nicht. Die 
öffentlichen Verkehrsbetriebe ha-
ben das Recht, ertappten Schwarz-
fahrern einen Zuschlag aufzu-
brummen (bei den SBB aktuell 

Geblitzt, notiert, bestraft: Was tun, wenn Sie eine Busse erhalten?

Wenn kleine Sünden grossen  Ärger machen
DARF MICH DIE FIRMA BÜSSEN?

ACHTUNG,
FIRMEN-
POLIZEI
Logistikfachmann Henry Huser 
hat beim Manövrieren mit dem 
Hubstapler die Signalweste 
nicht getragen, sein Vorarbeiter 
meldet das der Chefi n: 20 Fran-
ken Busse. Disponentin Karin 
Keller ist beim Rauchen auf der 
Toilette erwischt worden, obwohl 
doch das Rauchen im ganzen 
Firmengebäude strikt verboten 
wäre: 50 Franken Busse. Aber: 
Dürfen Firmen überhaupt ein 
Fehlverhalten von Mitarbeiten-
den mit Bussen ahnden?
Ja, unter Umständen ist das 
möglich, obwohl sie gegenüber 
Angestellten grundsätzlich keine 
Disziplinargewalt haben. Wobei 
es sich rechtlich gesehen gar 
nicht um Bussen handelt, son-
dern um Konventionalstrafen, 
also um Strafen für eine Regel-
verletzung. 

VERHÄLTNIS WAHREN. Überdies 
müssen einige Voraussetzungen 
zwingend erfüllt sein. Zum einen 
muss der Bussenkatalog direkt 
im Arbeitsvertrag oder in einem 
Reglement stehen, und die Ver-
fehlungen und die Höhe der da-
für fälligen Bussen müssen ge-
nau defi niert sein. Zum andern 
müssen die Bussen verhältnis-
mässig sein: Das Rauchen einer 
Zigarette in einem Bürohaus ver-
ursacht zwar unangenehme 
 Gerüche, gefährdet aber Dritte 
nicht ernsthaft. Eine Busse über 
80 Franken – so viel kostet Rau-
chen in öffentlichen Gebäuden 
gemäss Ordnungsbussenver-
ordnung des Bundes – wäre da 
schwer vertretbar. Die gleiche 
Handlung in einem Raum mit 
brennbaren Materialien muss 
dagegen als grobfahrlässig ein-
gestuft werden und kann allen-
falls höher gebüsst werden. Von 
der Firma verhängte Bussen dür-
fen aber nie den Charakter von 
Schadenersatzzahlungen haben, 
denn die Schadenersatzpfl icht 
von Angestellten ist im Obligatio-
nenrecht geregelt und muss von 
der Firma im Einzelfall berech-
net und bewiesen werden. (jk)

90 Franken), und tun das fl eissig. 
Einspruch ist schwierig, freiwillig 
zeigen sich die Verkehrsbetriebe 

selten kulant. Unterstützung leis-
tet dann allenfalls die Ombuds-
stelle öffentlicher Verkehr (re-
brand.ly/voev).

Wer im Laden eine Kleinig-
keit mitlaufen lässt, ertappt wird 
und dann neben der Nachzahlung 
für die Ware auch noch 100 Fran-
ken oder mehr «Umtriebsentschä-
digung» bezahlen soll, hat meist 

nur die Wahl zwischen Teufel und 
Beelzebub: entweder die 100 Fran-
ken zu bezahlen oder eine Strafan-
zeige des Ladens zu riskieren. Der 
Laden darf zwar mit der Anzeige 
nicht direkt drohen – das wäre 
eine strafbare Nötigung –, aber 
eine Antönung reicht ja auch.

Und schliesslich jene Grund-
eigentümerinnen und -eigentü-
mer, die Geld für unbefugtes Par-
kieren verlangen: Haben sie ein 
richterliches Verbot erwirkt und 
weisen darauf gut sichtbar hin, 
können sie Fehlbare anzeigen oder 
von ihnen eine Umtriebsentschä-
digung verlangen. Wird diese 
nicht bezahlt, kann stattdessen die 
Anzeige erfolgen. 

Über 900 Millionen Franken Bussgelder kassiert 
der Staat jährlich. Die hohle Hand machen aber 
auch Firmen und verlangen Geld für Schwarz-
fahren, Falschparkieren oder Ladendiebstahl. 
Wer darf Bussen verteilen, und wie wehren Sie 
sich, wenn die Forderung nicht gerechtfertigt ist?

BUSSE FÜRS LITTERING: Achtloses Wegwerfen       wird je nach Kanton unterschiedlich teuer. Im Kanton Aargau: 300 Franken. FOTO: BVSE.DE

RECHTSHILFE VON 
EXPERTEN
Als Unia-Mitglied geniessen Sie 
Rechtsschutz in allen arbeitsrecht-
lichen und in Sozialversicherungs-
fragen. Zur Ergänzung empfi ehlt 
sich der Abschluss der Coop-
Rechtsschutzversicherung. Unia-
Mitglieder und ihre Familie erhal-
ten für nur 120 Franken Jahres-
prämie einen kompletten Verkehrs- 
und Privatrechtsschutz. Auch im 
Fall einer Ordnungsbusse. 
unia.cooprecht.ch

WORKTIPP

Wer schwarzfährt,
zahlt keine Busse. Aber
einen Zuschlag.

«Überhöckle» in der
Beiz kostet im Kanton
Bern 40 Franken.

Schauen Sie nach, ob
Ihr GAV das Thema
Berufskleider regelt.

Für Schutzkleidung
muss auf jeden Fall
die Firma aufkommen.
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DEN PREIS, 200 Franken in Reka-Checks, hat 
gewonnen: Rudolf Känzig, Herzogenbuchsee BE.
Herzlichen Glückwunsch!
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SOMMERPAUSE

Auflösung

Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach, 3000 Bern 16, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 26. August 2022

LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 12 
Das Lösungswort lautete: SOMMERPAUSE

Gewinnen Sie eine  
Übernachtung mit Früh-
stücksbuffet für zwei  
Personen im See- und  
Seminarhotel FloraAlpina 
Vitznau LU mit einzig
artigem Panoramablick  
über den Vierwaldstättersee.

 Mehr Infos: altersvorsorge.unia.ch 

 26 000 Franken    
 weniger Rente ?    



 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»
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Griechisches Idyll
WANN 1. Juni 2022
WO Athen, Griechenland
WAS Griechisches Büsi in der Athener Plaka
Eingesandt von Gaby Ochsenbein, Bern

WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 12 / 1. 7. 2022: 
ADIEU, MARIE-JOSÉE KUHN

Super gemacht!
Danke für alles, liebe Marie -Josée! Du hast 
super work gemacht!

SANDRA KÜNZI, SLAM-POETIN, VIA FACEBOOK

Alles Gute
Auch ich möchte dir, liebe Marie-Josée, für 
deine Arbeit beim work danken! Ich mag mich 
noch an die Diskussionen mit Peter Boden-
mann und André Daguet über ein linkes Boule-
vardprojekt erinnern. Du hast es jetzt hinge-
kriegt, natürlich nicht alleine. Jetzt wünsche 
ich einen gelungenen Aus-Einstieg! 

URS HÄNSENBERGER, HISTORIKER, PER MAIL

Immer weiter im
Unruhestand
Alles Gute für dich im Unruhestand und 
 weiterhin Unruhestand für work.

ANDI SCHEU, EX-UNIA-SEKRETÄR, RENTNER,

VIA FACEBOOK

Unermüdliche 
Schafferin
Danke, Marie-Josée, für dein unermüdliches 
Schaffen! Alles Gute.

RUTH SCHWEGLER, SCHAUSPIELERIN, VIA FACEBOOK

Einfach grossartig
Chapeau, liebe Marie-Josée! Grossartig deine 
Leistung! 

GION CABALZAR, MORONDAVA, ETHNOLOGE,

MADAGASKAR, VIA FACEBOOK 

Zeit des «Dürfens»
Wie schnell doch die Zeit vergeht! Herzlichen 
Dank für deinen Einsatz und alles Gute für die 
kommende Zeit des «Dürfens»! Willkommen 
im Club! 

ALEX MUHEIM, RENTNER, VIA FACEBOOK

Bitte nicht
verschwinden!
Danke dir, Marie-Josée, und verschwinde doch 
bitte nicht in der «Pension»!

RUTH-GABY VERMOT MANGOLD, ALT NATIONALRÄTIN UND 

PRÄSIDENTIN BEI DER SCHWEIZERISCHEN BEOBACHTUNGS-

STELLE FÜR ASYL- UND AUSLÄNDERRECHT, VIA FACEBOOK

Grosse Leistung
Congratulations, Marie-Josée, und Chapeau für 
all das, was du journalistisch geleistet hast.

ISABELLE JACOBI, CHEFREDAKTORIN «DER BUND», 

VIA FACEBOOK

Politisch stark
Danke für deine ungewöhnliche Leistung und 
dein grosses politisches Engagement.

JÜRG SCHÄRER, RENTNER, VIA FACEBOOK

WORK 12 / 1. 7. 2022: 
«DIESER DAUER-DRUCK BRICHT UNS 
DAS GENICK»

Anständige Löhne
Der Fluch ist: Anbieter wie Galaxus bieten 
preislich meistens gute Angebote. Es sind nicht 
nur Leute mit «Geiz ist geil»-Mentalität, die 
dort einkaufen. Oft sind es auch solche, denen 
nichts anderes übrigbleibt, als das günstigste 
Angebot zu fi nden. Den ausbeuterischen Bedin-
gungen kann nur ein Riegel geschoben werden, 
wenn jede Arbeit anständig bezahlt wird!

SONJA SANTSCHI, PER MAIL 

Hände weg!
Ich bestelle nie dort, genauso bei Amazon!

URSULA HEIMBERG STEGMANN, VIA FACEBOOK

Kein Wunder
Mich wundert dies gar nicht …

NANO ARCHIBALD NANU, VIA FACEBOOK

WORK 12 / 1. 7. 2022: 
AFFENHITZE BRINGT DEN BAU ANS LIMIT

Grobfahrlässig
Bei diesen Temperaturen ist die Arbeit auf dem 
Bau mit körperlicher Höchstanstrengung eine 
Zumutung und aus gesundheitlichen Aspekten 
grobfahrlässig.

JULIANA WEBER, VIA TWITTER

Das muss aufhören!
Joggerinnen und Jogger werden medial aus-
führlich vor Sport in den grössten Hitze-
stunden gewarnt. Doch die Bauleute sollen bei 
der grössten Affenhitze arbeiten. Es geht den 
Baumeistern nur um Profi t – koste es, was 
es wolle. Selbst wenn es die Gesundheit der 
 Büezer ist. Das muss aufhören!

HANNES BRECHBÜHL PER MAIL

WORK 12 / 1. 7. 2022: 
ADIEU, MARIE-JOSÉE KUHN

Marie-Jo, danke 
für das Wunder!

Ich habe Marie-Jo während 
meiner Zeit als Nationalrat 
kennengelernt. Im Gegensatz 
zu den meisten Bundeshaus- 
Journalistinnen und -Journalis-

ten, die vor allem an Gossip interessiert 
waren, stellte Marie-Jo wichtige Fragen und 
liess sich nicht mit billigen Antworten 
abspeisen. Vor allem diejenigen, die formell 
dem linken Lager angehörten, aber neo-
liberal angehaucht waren, versuchten ihr 
des wegen aus dem Wege zu gehen. Als sie 
dann die WOZ verliess, war ich ausgespro-
chen verärgert. Schon wieder jemand, der 
vom Schiff absprang, das sich damals in 
einer ungemütlichen Lage befand. Und wozu 
auch? Um Chef redaktorin einer Gewerk-
schaftszeitung, also eines Pfarr blattes, zu 
werden! Aber relativ bald wurde ich eines 
Besseren belehrt. Unter ihrer Leitung wurde 
work bald zum gescheit-aggressiven Licht-
blick im linken Lager, auch dank einem 
Hauch an intelligentem Populismus, den 
ich für notwendig erachte. Fazit: Heute lese 
ich lieber work als die WOZ. Und gerade 
deswegen ärgere ich mich, dass die Zeitung 
am Kiosk nicht erhältlich ist. 

Ich habe eine reguläre Kolumne in 
«Area», der Unia-Zeitung der italienischen 
Schweiz. Den hiesigen Redaktorinnen und 
Redaktoren führe ich oft das Beispiel von 
work vor, «wovon wir den Ton, die Haltung, 
die Betitelung usw. übernehmen sollten». 
Bis jetzt mit mässigem Erfolg. Und da wir 
im Tessin sind, kommt gelegentlich die 
 Bemerkung, «bist du nicht etwa in Marie-Jo 
verliebt?».

FRANCO CAVALLI, ALT NATIONALRAT, ONKOLOGIE-

PROFESSOR UND PRÄSIDENT VON MEDICUBA EUROPA

WORKPOST
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Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.

DOPPELT SICHER: In der Rhybadi schwimmen die Gäste 
nicht nur unter Aufsicht von Fabio Sulzer. Auch 
«Baywatch»-Legende David Hasselhoff wacht hier über sie. 

Neun Stunden volle Konzentration? 
Geht nicht, sagt Fabio Sulzer (33). 
Der Badmeister der Schaffhauser 
Rhybadi erzählt, warum er  
keinen Chef hat – und was ihn an 
Sonnencrème stört.
CHRISTIAN EGG | FOTOS NICOLAS ZONVI

In seiner Kindheit sei der Badmeister für 
ihn eine Autorität gewesen, sagt der ge-
lernte Schreiner Fabio Sulzer. Es gab Regeln 
und Verbote. Und Schimpfis, wenn sich je-
mand nicht daran hielt. «Das gibt es bei uns 
in der Rhybadi in Schaffhausen nicht», sagt 
der 33jährige.

Den zweiten Sommer in Folge arbeitet 
er hier als Badmeister. Und setzt auf Dialog 
statt starre Regeln. Wenn zum Beispiel Ju-
gendliche vom seitlichen Rand ins Becken 
springen wollen, erklärt er ihnen, weshalb 
das gefährlich sei. Und das funktioniert: 
«Niemand will jemand anders absichtlich 
gefährden.» Zu laute Musik? Oben ohne? 
Aufdringliches Flirten? Sulzer und seine 

Kolleginnen und Kollegen gehen hin und 
bringen ein Gespräch in Gang. «Die Leute 
sollen miteinander reden und eine Lösung 
finden. Wir vermitteln, wenn nötig. Aber 
Verbote stellen wir keine auf.»

SURFER. Er sei nicht Badipolizist, sondern 
möchte als «Surfer-Dude» rüberkommen. 
Damit meint er: den Menschen auf Augen-
höhe begegnen und cool bleiben. Und 
gleichzeitig voll präsent: Wenn er auf dem 
Badmeister-Stuhl sitzt, lässt er die beiden 
Schwimmbecken, durch die das Rhein
wasser strömt, nicht aus den Augen. Und 
hat, wie er sagt, «immer einen Katalog im 
Kopf, wer wo badet: fünf ältere Personen, 
drei Kinder, dort eine Gruppe Teenager. 
Wenn eine Person nicht mehr dort ist, wo 
ich sie zuletzt gesehen habe, schaue ich 
umher, bis ich sie gefunden habe.»

Das ermüdet. Spätestens nach einer 
Stunde lasse die Konzentration nach, sagt 
Sulzer. Deshalb sind zwischen 10 und 19 Uhr 
immer zwei Badmeisterinnen oder -meister 

eingeteilt. Einer beaufsichtigt die Becken, 
der andere versorgt das Bistro mit Ge-
tränke- oder Pommes-Nachschub, spricht 
mit den Badegästen, hilft bei kleinen Bles-
suren oder entfernt «Spriise», die es in der 
152 Jahre alten Holzbadi immer wieder 
gibt. Oder geht selber kurz ins Wasser, um 
sich abzukühlen. Ja, das sei auch während 
der Schicht erlaubt. Auch für die, die in der 
Küche arbeiteten.

KEIN CHEF. Der Betrieb ist als GmbH organi-
siert und pachtet die Badi jeweils von Mai 
bis September. Einen Chef oder eine Chefin 
gibt es nicht. «Wir sind eine Gruppe, alle 
haben gleich viel zu sagen, alle sind verant-
wortlich.» Auch der Dienstplan entsteht im 
Konsens: An einem Treffen im Frühling ver-
teilt die Gruppe alle Schichten der Saison, 
Tag für Tag. Die Stimmung sei hervorra-
gend, man helfe sich gegenseitig aus, «die 
Badi ist im Sommer unser Wohnzimmer».

Ein Beruf ohne Schattenseiten? Das 
nicht, sagt Fabio Sulzer. Der Lohn, 26 Fran-

ken 70 brutto pro Stunde, sei nicht berau-
schend, die Arbeitstage lang: neun Stunden 
dauert eine Schicht. «Nach sieben Stunden 
fängst du an, auf die Uhr zu schauen.» Und 
obwohl er sehr gern draussen ist: dauernd 
an der prallen Sonne müsste es nicht sein. 
Und dieses dauernde Einschmieren, «mit al-
len möglichen Substanzen». Der Badmeister 
gesteht: «Ich finde Sonnencrème wahnsin-
nig unangenehm. Alles wird so glitschig!» 
Von der Ökologie ganz zu schweigen. Denn 
beim Baden gelange die Chemie unweiger-
lich in den Rhein. «Ich schütze mich vor Son-
nenbrand und schädige gleichzeitig die Na-
tur. Das geht mir gegen den Strich.»

Die Auswirkungen des Hitzesommers 
2022 sind in der Badi überall spürbar, so 
Sulzer. Die grossen Becken hätten einen 
Naturboden, dort wachse immer ein wenig 
Seegras. Normalerweise entferne dies der 
Badmeister oder die Badmeisterin früh-
morgens. Doch dieses Jahr seien die Pflan-
zen gewachsen wie nie: «Wir mussten Tau-
cher kommen lassen. Rund zehn Leute 
brauchten mehr als zwei Stunden, um das 
Gras zu mähen.» In den Kinderbecken mit 
Betonboden sorgten dagegen Algen für 
Rutschgefahr: «Wir kamen schlicht nicht 
mehr nach mit Putzen.»

Seegras und Algen sind das eine, Tro-
ckenheit und schmelzende Gletscher das 
andere. Hässig macht ihn, dass jetzt, ange-
sichts drohender Energieknappheit, plötz-
lich wieder das umweltschädliche Fracking 
salonfähig oder die Atomenergie als nach-
haltig eingestuft wird: «Die Versprechen 
der Mächtigen, das zu ändern, sind schon 
wieder vergessen!»

EXPERIMENT. Für sich hat er die Konsequen-
zen gezogen. Zusammen mit seiner Le-
benspartnerin, auch sie arbeitet in der 
Rhybadi, wohnt er seit diesem Frühling 
in einer Schrebergarten-Hütte. Offiziell er-
laubt, wie er betont. «Weniger Ressourcen 
verbrauchen heisst, Natur und Mensch we-
niger auszubeuten.» Ist der Badmeister ein 
Aussteiger? Nein, sagt er. Essen und Kleider 
müsse er weiterhin kaufen. «Der Kapitalis-
mus holt dich wieder ein. Aber wir experi-
mentieren mit Alternativen.»

Mitte September schliesst die Rhybadi. 
Wie geht es dann beruflich weiter? «Gar 
nicht», sagt er und lacht herzhaft. Die Ar-
beitsverträge laufen aus, das Paar geht auf 
Reisen. Wie letzten Winter. Fünf Monate 
haben die Gastrofrau und der Badmeister 
in Portugal vom Ersparten gelebt, in einem 
VW-Bus: «Eine schöne Erfahrung.»

FABIO SULZER

HOLZ,  
GEIGE,  
AUFSTAND
Badmeister ist bereits 
Fabio Sulzers dritter 
Beruf. Nach einer 
Schreinerlehre liess 
er sich zum Sozial
pädagogen weiter
bilden. «Beides war 
nicht meins», sagt er 
heute. Durch einen 
Freund erfuhr er von 
der Stelle in der 
Schaffhauser Rhy-
badi, bekam den Job 
und machte im 
Frühling 2021 die 
nötigen Lebensretter-
kurse. Derzeit arbei-
tet er zu rund 50 Pro-
zent im Betrieb. 
Daneben hat er noch 
einen Job als Hilfs
maler. Er ist Mitglied 
der Unia.

COUNTRY. In der 
Freizeit liest Sulzer 
politische Literatur, 
jetzt gerade «Der 
kommende Aufstand» 
vom Autorenkollektiv 
«Comité invisible». 
Und er arbeitet gern 
mit Holz. Er restau-
riert Möbel, hat in 
Portugal einen Schopf 
gezimmert, auch den 
VW-Bus zum Reisen 
hat er selbst umge-
baut. Kürzlich hat er 
sich eine Geige 
gekauft: «Ich möchte 
Countrymusik nicht 
nur hören, sondern 
gern auch selber 
machen. Aber da 
muss ich noch viel 
üben.»

Wenn die Badisaison vorbei ist, geht es für Fabio 
Sulzer (33) wieder auf Reisen

Coolness statt Schimpfis
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